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Die Abwanderung aus der Landwirtschaft ist zweifellos die wichtigste Voraussetzung fUr die 
Milderung der Agrarprobleme in den meisten industrialisierten LHndern. Die agrarpolitische 
und insbesondere die einschlHgige wirtschaftspolitische Diskussion in der BRD hinterlHßt je­
doch verschiedentlich den Eindruck (17 und SCHILLER, 18), als sei die Abwanderung die 
allein hinreichende Bedingung fUr eine befriedigende Lösung der im Agrarsektor anstehenden 
Probleme. Eine solche partielle, nicht alle Aspekte des Agrarstrukturwandels berUcksichti­
gende Betrachtungsweise, birgt die Gefahr von Empfehlungen - wie insbesondere die, die 
Abwanderung durch verstHrkten Druck auf das reale Agrarpreisniveau (17) zu forcieren - und 
möglicherweise auch von entsprechenden Maßnahmen in sich, die nur eine sehr ungleichge­
wichtige Erreichung der verschiedenen, mit dem Strukturwandel der Landwirtschaft verfolg­
ten Ziele zulassen. Diese Problematik wird im folgenden aufgegriffen: Es werden die Aus-
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wirkungen der Abwanderung auf agrarstrukturelle Wandlungen und darauf aufbauend die 
Möglichkeiten, aber auch die Grenzen der Lösung wichtiger Agrarprobleme durch be­
schi eun igte Abwanderung erörtert. 

Auf eine eingehendere Besprechung der Begriffe "Faktormobil ittit" und "Strukturwandel" 
sowie deren gegenseitige Abgrenzung soll hier verzichtet werden. Unter Faktormobilittit 
wird im folgenden lediglich die Abwanderung von Arbeitskrtiften aus der Landwirtschaft 
verstanden, dem Begriff Strukturwandel werden verschiedene Vorgtinge und zwar die Ent­
wicklung der landwirtschaftlichen Produktionskapazittiten, Änderungen in der Standortorien­
tierung der Produktion, Wandlungen in der Betriebsgrößenstruktur und schließlich Änderun­
gen in der Erwerbsstruktur der Betriebe zugeordnet. Zuntichst werden die Auswi rkungen der 
Abwanderung auf die genannten agrarstrukturellen Vertinderungen besprochen, wobei jeweils 
drei Fragen im Vordergrund stehen, ntimlich: Wie waren die diesbezüglichen Auswirkungen 
der Abwanderung in der Vergangenheit? Mit welchen agrarstrukturellen Wandlungen ist im 
Zuge der weiteren Abwanderung zu rechnen? Welches wtiren vermutlich die Folgen einer 
deutlich beschleunigten Abwanderung? Auf diesen Ausführungen aufbauend wird sodann er­
örtert, inwieweit wichtige Agrarprobleme - und zwar die Angebotsentwicklung und Angebots­
elastizittit, die Entwicklung der Agrareinkommen sowie die regionale Ausrichtung der Land­
wirtschaft - durch die Abwanderung lösbar erscheinen; welche Restriktionen wirksam werden, 
welche zustitzlichen Bedingungen erfüllt sein müssen, wenn bestimmte im folgenden noch 
ntiher anzusprechende Ziele erreicht werden sollen, und welche Folgerungen sich daraus für 
die Gestaltung der Maßnahmen zur Steuerung von Abwanderung und Strukturwandel ergeben. 
Die Ausführungen orientieren sich in erster Linie an den Verhtiltnissen in der BRD, die Ergeb­
nisse sind nur durch besondere Berücksichtigung der jeweiligen spezifischen Verhtiltnisse modi­
fiziert auf andere Ltinder Ubertragbar. 

2 Abwanderung und agrarstrukturelle Wandlungen 

2.1 Abwanderung und Entwicklung der landwirtschaftlichen Produktionskapazittiten 

sowie Änderungen in der Standortorientierung der Produktion 

Wtihrend sich der Arbeitseinsatz der westdeutschen Landwirtschaft in dem vergangenen Jahr­
zehnt um 40 v.H. verminderte (28) nahm die landwirtschaftliche Nutzfltiche nur um knapp 
3 v.H. ab (34). Dieser Rückgang der Nutzfltiche erfolgte überwiegend zugunsten von Nutzun­
gen außerhalb der Land- und Forstwirtschaft wie vor allem des Straßen- und Sttidtebaus. Le­
digl ich die Zunahme der Waldfltiche um 0,6 v. H. der LN steht mit der Abwanderung aus der 
Landwirtschaft in engerem Zusammenhang. Ebenfalls, zumindest teilweise abwanderungsbe­
dingt ist die Zunahme der nicht genutzten landwirtschaftlichen Nutzfltichen. Ihr statistisch 
ausgewiesener Anteil an der gesamten LN - der tatstichliche Anteil liegt vermutlich höher­
belief sich 1970 auf 1,6 v.H. (28); er hat seit 1965, dem Jahr der erstmaligen gesonderten 
Erhebung, um 0,5 v. H. zugenommen. Der Umfang aufgeforsteter wie brachliegender Acker­
und GrUnlandfltichen ist regional unterschiedl ich (35): Aufforstungen erfolgten vor all em an 
Standorten mit ungünstigen natUr! ichen Produktionsvoraussetzungen wie den Mittelgebi rgen 
und den sehr leichten Sandböden. Diese sind auch die Gebiete mit dem höchsten Anteil nicht 
genutzter Ackerfltichen, wobei dieser Anteil am höchsten ist, wenn ungUnstige natürliche 
Verhtiltnisse und Uberwiegende Kleinbetriebsstruktur sowie gUnstige außerbetriebliche Erwerbs­
möglichkeiten zusammentreffen. Die brachliegenden GrUnlandfltichen weisen im Vergleich zu 
den Aufforstungen und den brachliegenden Ackerfltichen eine geringere regionale Konzentra­
tion auf. 

Die Verringerung der landwirtschaftlich genutzten Fltiche zugunsten von Aufforstungen und 
Nichtnutzung ist durch die Abwanderung (und deren Ursachen) erkltirbar: Die Verknappung 
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der menschlichen Arbeit in den Betrieben und die dadurch bedingte zunehmende Mechani­
sierung der ArbeitsgClnge fUhrte zum Ausscheiden schwer mechanisierbarer, hängiger, feuch­
ter, zu kleiner und schlecht geformter Flächen aus der landwirtschaftl ichen Produktion. Die 
im Zuge der Abwanderung erfolgte stärkere Spezialisierung der Betriebe fUhrte ferner zu ei­
ner weiteren Verbreitung der rindviehlosen Wirtschaftsweise in Gebieten und Betrieben mit 
geringem GrUnlandanteii und dadurch zum Brachlegen von nicht umbruchfähigen GrUnland­
flClchen. Die Abwanderung fUhrte schließlich zu einer umfangreicheren Aufgabe von Klein­
betrieben. Die freigesetzten Flächen wurden nur teilweise von den verbl iebenen Betrieben 
Ubernommen, wofUr zu geringe ErtragfClhigkeit, HClngigkeit, zu geringe TeilstUckgröße und 
in Gebieten mit Uberwiegender Kleinbetriebsstruktur insbesondere auch das Desinteresse der 
verbliebenen Betriebe, da selbst auslaufend, die wesentlichsten Ursachen sind. 

Daß trotz der starken Abwanderung von Arbeitskräften aus der Landwirtschaft bisher nur re­
lativ wenige FICIchen aus der Produktion ausgeschieden sind, ist vor allem durch folgende 
Sachverhalte erklClrbar: Die westdeutsche Agrarstruktur ist weiterhin durch das Vorherrschen 
relativ kleiner Betriebseinheiten charakterisiert. Aufgrund der ungUnstigen Relation von Ar­
beit zu FICIche werden noch Arbeitsverfahren angewandt, die zumindest teilweise erheblich 
unterhalb der gegenwClrtig möglichen Höchstmechanisierung liegen. Daher werden noch Flä­
chen genutzt, die bei Höchstmechanisierung nicht mehr nutzbar sein werden. Ferner sind in 
der Mehrzahl der Betriebe die Arbeits- und Maschinenkapazitmen nicht voll ausgenutzt. 
Dieses hat zur Folge, daß die Grenzkosten der Nutzung von Teilflächen sehr niedrig und 
zwar etwa in Höhe der variablen Spezialkosten liegen. In diesen Situationen sind auch noch 
TeilHächen von geringer ErtragfClhigkeit wirtschaftlich zweckmäßig zu nutzen: Falls eine Be­
regnung nicht erforderlich ist, liegt die untere Grenze der wirtschaftlich sinnvollen Nutzung 
von 1 eilflächen gegenwärtig bei einem Ertrogniveau von etwa 15 dz Getreide je Hektar, 
falls eine Beregnung erforderlich ist, liegt diese Grenze bei einem Ertragniveau von etwa 
20 dz Getreide je Hektar. 

Im Zuge der weiteren Abwanderung von Arbeitskräften aus der Landwirtschaft ist damit zu 
rechnen, daß weiterhin bisher landwirtschaftlich genutzte Flächen aufgeforstet, brachgelegt 
oder in extensive Weidenutzung UberfUhrt werden. So werden im Laufe der Zeit alle einer 
Hochmechanisierung nicht zugän gl ichen Flächen aus intensiver Nutzung ausscheiden. Das 
Gleiche gilt fUr nur mit hohem Meliorationsaufwand nutzbare GrUnlandflächen sowie fUr 
RestgrUnlClndereien in Gebieten mit geringem GrUnlandanteil. Neben diesen dauerhaft 
stillzulegenden FICIchen werden in Gebieten mit Uberwiegender Kleinbetriebsstruktur im Zuge 
der Aufgabe von Betrieben auch zukUnftig FICIchen vorUbergehend brachgelegt, die aufgrund 
ihrer ErtragfClhigkeit noch sinnvoller nutzbar wären. Solche FICIchen werden erfahrungsgemClß 
wieder genutzt, sobald größere TeilstUcke gebildet werden können, und sobald die verbliebe­
nen Betriebe organisatorische Vorkehrungen fUr die Übernahme dieser Flächen, wie insbeson­
dere die Einrichtung einer uberbetrieblichen Nlaschinennutzung, getroffen haben. Die ausge­
wiesenen statistischen Daten deuten darauf hin, daß insgesamt mehr GrUnland- als Ackerflä­
chen aus der landwirtschaftlichen Nutzung ausscheiden werden. Genauere Untersuchungen 
bezUglich des Ausmaßes der zu erwartenden FICIchenstiliegungen liegen nicht vor. Es ist je­
doch wahrscheinl ich, daß sich der Anteil der ausscheidenden FICIchen bei kontinuierl ich 
weiterverlaufender Abwanderung nur auf wenige Prozent an der gesamten LN belaufen wird 
(30) • 

Bei kontinuieri ich, nicht wesentl ich beschleunigt und sprunghaft verlaufender Abwanderung 
ist zu erwarten, daß sich die Flächenstillegungen im wesentlichen auf die einer Hochmecha­
nisierung nicht zugänglichen Flächen sowie die genannten GrUnländereien beschränken wer­
den. Bei weiterhin relativ ungUnstiger Preisentwicklung fUr die Produkte der Rinderhaltung 
ist es ferner nicht ausgeschlossen, daß in einigen GrUnlandgebieten die intensive FICIchen­
nutzung Uber Milcherzeugung zukUnftig aufgegeben wird, und daß die Flächen solcher Ge-
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biete dann nur noch Uber extensive Rinderhaltung genutzt werden. DemgegenUber ist kaum 
damit zu rechnen, daß Gebiete aus der landwirtschaftl ichen Produktion ausscheiden werden, 
deren Flächen zwar wenig ertragreich, jedoch ackerfähig und mechanisierbar sind. Denn 
einige,sich heute bereits abzeichnende Entwicklungen werden der Aufrechterhaltung der 
Agrarproduktion in diesen Gebieten entgegenkommen, nämlich sinkende, der Ertragfähigkeit 
der FII:ichen besser als bisher entsprechende Pachtpreise, durch Spezialisierung und Koopera­
tion c.p. sinkende Maschinenkosten und eine Verminderung der Arbeitskosten durch die Kom­
bination von landwirtschaftlicher und anderweitiger Erwerbstätigkeit auch in flächenreiche­
ren Ackerbaubetrieben (worauf in Punkt 2.3 noch näher eingegangen wird). Bei Ausschöpfung 
der diesbezUglichen Reserven liegt die untere Grenze der wirtschaftlich zweckmäßigen Be­
wirtschaftung ganzer Betriebe gegenwärtig bei einem Ertragniveau von etwa 30 dz Getreide 
je Hektar. Neben den möglichen Kostensenkungen bezUglich Boden, Arbeit und Kapital ist 
es ferner nicht unwahrscheini ich, daß die ertragsteigernden technischen Fortschritte, die 
bisher vorwiegend den gUnstigeren Standorten zugute gekommen sind (MEIMBERG, 9), zu­
kUnftig auch und relativ stärker zu Ertragsteigerungen auf den ungUnstigeren Standorten fuh­
ren werden. Aufgrund der skizzierten Entwicklungen werden die Gebiete mit wenig ertrag­
reichen, jedoch mechanisierbaren Flächen vermutlich nur dann aus der landwirtschaftlichen 
Produktion ausscheiden, wenn die Abwanderung durch verstärkten Druck auf das reale Agrar­
preisniveau wesentlich beschleunigt wird, so daß Desinteresse und Pessimismus bei den Betrof­
fenen die Herausbildung angepaßter Betriebsformen verhindern. 

Wird das Ziel verfolgt, durch Druck auf die Agrarpreise Grenzböden aus der Produktion zu 
verdrängen (17), um zu einer deutlichen Reduktion insbesondere der gesamten Ackerfläche 
zu gelangen, so wird dieses Ziel mit dem Ziel der Entwicklung größerer Betriebseinheiten, 
die den Markt- und technischen Bedingungen sowie den Einkommenserwartungen besser als 
bisher entsprechen, kollidieren. Ein Konflikt zwischen diesen Zielen läge nur dann nicht 
vor, wenn sich die Betriebe in den Gebieten, die langfristig landwirtschaftlich genutzt wer­
den sollen, unter den Preisbedingungen, die fUr die Verdrängung von Grenzböden aus der 
Produktion erforderlich wären, zu größeren Betriebseinheiten weiterentwickeln könnten. Die­
ses ist jedoch nicht der Fall. Diese These kann hier nicht in der eigentlich notwendigen Aus­
fuhrl ichkeit erörtert werden. Es sollen jedoch einige Beispielsdaten und ergänzende Über­
legungen gebracht werden, die diese These untermauern. Bei real sinkenden Agrarpreisen 
sind es insbesondere zwei Ursachen, die zur Aufgabe landwirtschaftlicher Betriebe fUhren, 
näml ich 111 iquidität oder/und eine unzureichende Entlohnung der in den Betrieben eingesetz­
ten Faktoren unter BerUcksichtigung ihrer außerbetriebl ichen Verwendungsmögl ichkeiten. 
Kurzfristig kommt der Illiquidität, langfristig der unzureichenden Faktorentlohnung die grö­
ßere Bedeutung zu. Werden die Agrarpreise kurzfristig deutl ich gesenkt, um Betriebe auf 
Grenzstandorten aus der Produktion zu verdrängen, so wird die Weiterentwicklung der Be­
triebe auf anderen Standorten nur dann nicht gefährdet, wenn ihr Liquiditätsspielraum wesent­
I ich größer ist. BuchfUhrungsdaten wie auch die entsprechenden Daten des Agrarberichts deu­
ten darauf hin, daß dieses nicht der Fall ist. Größere Bedeutung als dem Liquiditätsproblem 
kommt fUr die hier zu erörternde Frage der Faktorentlohnung zu. Dazu sei folgendes Beispiel 
gebracht: Vergli chen werden zwei Modellbetriebe mit einem Nutzflächenumfang von jeweils 
40 ha LN. Beide werden jeweils von einer voll zu entlohnenden Arbeitskraft bewirtschaftet, 
und seien als ausschließlich Ackerbau durchfuhrende Betriebe mit Getreide- und etwa roher­
traggleichem Extensivblattfruchtbau organisiert. Der Betrieb A befinde sich auf einem Grenz­
standort, das Ertragniveau im Getreidebau liege bei 30 dz/ha. Der Betrieb B befinde sich 
auf einem langfristig landwirtschaftl ich zu nutzenden Standort, das Ertragniveau im Getreide­
bau I iege bei 40 dz/ha. Das Ertragniveau des Betriebes B liegt damit deutl ich Uber dem Bun­
desdurchschnitt, ebenso liegt sein Nutzflächenumfang Uber dem der Mehrzahl der Betriebe, 
aus denen sich die weiterzuentwickelnden Betriebe rekrutieren mUssen. Die eine ausreichende 
Faktorentlohnung berucksichtigenden Kosten des Betriebes A belaufen sich auf etwa 1200 DM/ha. 
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Sie beinhalten variable Spezialkosten von 350 DM/ha, Maschinenkosten von 200 DM/ha, 
Bodenkosten bei einem Pachtanteil von 30 v.H. und einem Pachtpreis von 100 DM/ha von 
durchschnittlich somit 30 DM/ha, allgemeine Kosten von 200 DM/ha und schließlich Ar­
beitsentlohnung von 400 DM/ha. Die eine ausreichende Faktorentlohnung berUcksichtigen­
den Kosten des Betriebes B liegen bei 1300 DM/ha. Die Differenz von 120 DM/ha zu Be­
trieb A resultiert aus 50 DM/ha höheren variablen Spezialkosten und aus durchschnittlich 
70 DM/ha höheren Pachtkosten, da bei gleichem Pachtanteil wie im Betrieb A ein Pacht­
preis von 300 DM,/ha unterstellt wird. Soll Betrieb A durch Preissenkung aus der Produktion 
verdrlingt werden, so wird er - abgesehen von verzögernd wirkenden außerökonomischen 
Faktoren - mittelfristig die Produktion nur einstellen, wenn die Erlöse die einsparbaren 
Kosten nicht mehr decken. Nicht die gesamten Kosten von 1180 DM/ha sind mittelfristig 
einsparbar: von der Maschinenausstattung sei nur die Hlilfte verliußerbar, nicht einsparbar 
sind somit Maschinenkosten von 100 DM/ha. Nicht einsparbar bzw. realisierbar ist ferner 
die Differenz zwischen der angenommenen, einem Facharbeiter entsprechenden, anzustreben­
den innerbetriebl ichen Arbeitsentlohnung von 16 000 DM/Jahr und der außerhalb des Betrie­
bes erzielbaren Entlohnung von annahmegemliß 12000 DM/Jahr. Die Differenz belaufe sich 
im Beispiel also auf 100 DM/ha. Nicht einsparbar ist schließlich ein Teil der allgemeinen 
Kosten, insbesondere die Grundsteuer. Die bei Betrlebsaufgabe einsparbaren Kosten bzw. er­
zielbare alternative Faktorverwertung - fUr die Flliche wird Verpachtung zum Pachtsatz Null 
oder Aufforstung bei weitgehender Kostenerstattung unterstellt - belliuft sich im Beispiel auf 
etwa 950 DM/ha. Der Getreidepreis mUßte etwa 32 DM/dz betragen, damit der Betrieb A 
mittelfristig die Praduktion einstellt. Bei diesem Preisniveau wUrden gerade die in Betrieb B 
anfallenden Kosten unter Berücksichtigung einer ausreichenden Faktorentlohnung (genauer: 
nurArbeits-, nicht Eigenkapitalentlohnung) gedeckt. Für seine weitere Entwicklung uber 
Fllichenzupacht mUßte B jlihrlich Eigenkapital von etwa 100 DM,/ha bilden (KÖHNE, 8), fer­
ner fUrdie zuzupachtende Flliche 300 DM/ha an Pacht entrichten. Um dieses Wachstum zu 
ermöglichen, mUßte das Getreidepreisniveau im Beispiel c.p. bei etwa 40 DM/dz liegen. 
Bei diesem Preisniveau könnte wiederum Betrieb A noch löngere Zeit weiterwirtschaften. Im 
Beispiel besteht also eine betröchtl iche Diskrepanz zwischen notwendigen Preisen für das 
betriebliche Wachstum und notwendigen Preisen fUr die beschleunigte Verdröngung aus der 
Produktion. 

An den Ergebnissen des Beispiels tritt keine grundlegende Änderung ein, wenn man eine reali­
tlitsnahe Variation der Annahmen vornimmt. Würde beispielsweise in Betrieb A auch Viehhal­
tung betrieben, so wtire infolge der nicht einzusparenden Kosten vorhandener Gebäude der 
Anteil der einsparbaren Kosten niedriger mit der Folge, daß das Ausmaß der Preissenkung um­
so höher sein mUßte. Sollte Betrieb Bauch uber Viehhaltung wachsen, so wtire seine notwen­
dige Kapitalbildung höher als oben angenommen und damit c. p. sein Anspruch an das Preis­
niveau. Bei viehhaltenden Betrieben wäre also die Diskrepanz zwischen notwendigen Preisen 
für das Wachstum und notwendigen Preisen für die Verdrlingung noch größer. Bei Betrachtung 
unterschiedlicher Betriebsgrößen wird die Diskrepanz im allgemeinen geringer. Sie bleibt je­
doch bestehen und wird sich insbesondere solange nicht umkehren, wie die Opportunitötsko­
sten der Arbeit mangels außerbetrieblicher Erwerbsalternativen, sei es subjektiv oder objektiv 
bedingt, nicht höher liegen. Der Verdrlingung von weniger ertragreichen, jedoch mechanisier­
baren Fllichen aus der Produktion über eine mittels Preisdruck forcierte Abwanderung sind 
also unter Berucksichtigung des Wachstums der verbleibenden Betriebe enge Grenzen gesetzt. 
Dieses Problem wird in Punkt 3.1 noch einmal aufgegriffen. 

Neben der Nutzflliche sind die Nutztierbestlinde die produzierenden Kapazitliten der Land­
wirtschaft. Die Abwanderung hat in der Vergangenheit in der BRD zu einem krliftigen Abbau 
der Viehbestände in den Betrieben mit einem Nutzfllichenumfang von weniger als 10 ha LN 
gefUhrt. Extrapal iert man vereinfachend die nur bis 1967 statistisch nach Betriebsgrößenklassen 
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ausgewiesene Entwicklung der Viehbestände (31) bis 1970, so ergibt sich für das vergangene 
Jahrzehnt in den Betrieben mit einer Nutzfläche bis zu 10 ha LN ein Rückgang der Milch­
kühe von etwa 30 v. H. und ein Rückgang der Zahl der Schweine um etwa 10 v. H. Die rück­
läufige Entwicklung der Viehbestände in den unteren Betriebsgrößenklassen wurde allerdings 
durch die Aufstockung der Viehhaltung in den größeren Betrieben ausgeglichen bzw. über­
kompensiert. Der Rückgang der Schweine- wie auch der Geflügelhaltung in den unteren Be­
triebsgrößen erfolgte im wesentlichen im Zuge der Aufgabe der Betriebe, der Rückgang der 
Milchkuhhaltung darüber hinaus auch im Verlauf des Übergangs der Betriebe zum Nebener­
werb und der damit verbundenen arbeitsextensiveren Gestaltung der Betriebsorganisation. 

Im Zuge der weiteren Abwanderung von Arbeitskräften aus der Landwirtschaft werden sich die 
Viehbestände in den Kleinbetrieben weiterhin rückläufig entwickeln. Im Falle der Schweine­
und Geflügelhaltung wird dieses jedoch wie in der Vergangenheit nicht zu einem Rückgang 
des gesamten Viehbestandes führen. Diese Viehhaltungszweige verlagern sich bekanntlich un­
abhängig von der Abwanderung fortlaufend in größere Haltungseinheiten. Ihr Wachstum wird 
in erster Linie von der jeweiligen Marktlage bestimmt. Während die Abwanderung also ohne 
wesentlichen Einfluß auf das Wachstum dieser Viehhaltungszweige ist, führt deren Wachstum 
und Verlagerung in größere Haltungseinheiten zu einer Verschlechterung der Einkommensbe­
dingungen in den flöchenarmen landwirtschaftlichen Betrieben und wirkt somit in umgekehrter 
Richtung beschleunigend auf die Abwanderung. 

Eine andere Situation liegt bei der Milchkuhhaltung und der mit ihr eng verbundenen Mastrin­
derproduktion vor. Gegenwärtig werden in der BRD noch etwa 30 v. H. der Milchkühe in Be­
trieben mit einem Nutzflöchenumfang von bis zu 10 ha LN gehalten. Die in diesen Betrieben 
und vermutl ich auch in der nöchst höheren Betriebsgrößenklasse zu erwartende starke absolute 
Verminderung des Milchkuhbestandes wird wahrscheinlich durch die Aufstockung der Bestönde 
in größeren Betrieben nicht ausgeglichen werden. Diese Aussage stUtzt sich auf die jüngste 
statistisch ausgewiesene Entwicklung des Milchkuhbestandes und insbesondere auf folgende 
Überlegungen: Die Aufstockung der Milchkuhbestönde erfolgte bisher vorwiegend durch die 
bessere Ausnutzung vorhandener Stallkapazitäten sowie durch wenig kapitalaufwendige Erwei­
terungsbauten. Diese Möglichkeiten sind in den Betrieben weitgehend ausgeschöpft, so daß 
eine weitere Aufstockung in vielen Fällen kapitalaufwendige Neubauten erfordert. Neubau­
ten für die Milcherzeugung sind jedoch unter den gegenwärtigen Preis-Kostenrelationen in 
der Regel unwirtschaftlich. Denn eine volle Entlohnung der in der Milcherzeugung eingesetz­
ten Faktoren unter Berücksichtigung eines Neubaus würde gegenwärtig einen Milchauszah­
lungspreis deutlich oberhalb von 0,40 DM/kg erfordern. Die dieser Aussage zugrundeliegen­
den Kosten setzen sich etwa wie folgt zusammen: 15 Dpf/kg an variablen Veredlungskosten 
(nach Abzug des gegenwärtigen Kölberwertes), 10 Dpf/kg an variablen Spezialkosten und 
Maschinenkosten der Futtergewinnung ohne Pacht bzw. Opportunitätskosten für Flöche, etwa 
6 Dpf/kg für Gebäude und Geräte und 10 bis 12 Dpf/kg für Arbeit. Erfolgt mit einem Neu­
bau nur eine geringe Bestandsaufstockung, wohingegen der Ausgangsbestand in vorhandenen 
Gebäuden hätte weitergehalten werden können, so ergeben sich deutlich höhere marginale 
Geböudekosten (KÖHNE, 8). Die Diskrepanz zwischen den skizzierten Kosten und dem ge­
genwärtigen Milcherzeugerpreis ist auf die unzureichende Abwanderung und daher darauf 
zurückzuführen, daß sich der Milchpreis bisher noch vorwiegend an den Kosten der Mehrzahl 
der kleinbetrieblichen Milcherzeuger orientiert, die aufgrund mangelnder Arbeitsmobilität 
ohne Alternativen für die in der Milcherzeugung eingesetzten Faktoren Arbeit und Gebäude 
und damit ohne entsprechende zumeßbare Kosten produzieren. Aufgrund der skizzierten Ko­
sten größerer Produktionseinheiten und infolge der mit der Milchkuhhaltung verbundenen engen 
pe rsön I ichen Bindung an den Betrieb werden sich kröftige Bestandsaufstockungen in den größe­
ren Betrieben wahrscheinlich nur bei einem deutlich höheren Milchpreisniveau vollziehen. 
Bei gegenwörtigem oder leicht erhöhtem Milchpreis ist in der BRD im Zuge der weiteren Ab-
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wanderung mit einem Rückgang des Milchkuhbestandes, und da über die Jungtierbeschaffung 
eng an die Milchkuhhaltung gebunden, auch mit einem Rückgang des Bestandes an Mastrin­
dern zu rechnen (PLATE, 14). 

Die Notwendigkeit, die Abwanderung durch verstärkten Druck auf den Milchpreis zu beschleu­
nigen, besteht aufgrund der dargelegten Sachlage nicht. WUrde dieses Ziel trotzdem ver-
folgt, so mUßte angesichts der bei rascher Produktionsaufgabe geringen einsparbaren Kosten 
bzw. alternativen Verwertungsmöglichkeiten der in der Milcherzeugung eingesetzten Fakto­
ren die Preissenkung betrClchtlich sein, um Kleinbetriebe zu einer beschleunigten Produk­
tionseinstellung zu veranlassen. Dadurch würde das heute bereits bestehende Problem, daß 
sich größere Produktionseinheiten nur schwer entwickeln können, noch verschärft. Aus der 
skizzierten Kostenstruktur der Milcherzeugung ist unschwer ableitbar, daß hier die Diskre­
panz zwischen notwendigen Preisen fUr das Wachstum verbleibender Betriebe und notwendigen 
Preisen fUr eine beschleunigte Abwanderung noch erheblich größer ist als im Ackerbau. Der 
Beschleunigung der Abwanderung durch verschClrften Preisdruck sind hier also unter Berucksich­
tigung des Wachstums der verbleibenden Betriebe noch engere Grenzen gesetzt. 

Bei einigen Agrarprodukten vollzogen sich in dem vergangenen Jahrzehnt in der BRD deutli­
che Standortverlagerungen (35). Das trifft insbesondere fUr die Milcherzeugung, die Vered­
lungsproduktion auf Getreidebasis und fUr den Kartoffelbau zu. Mit der Abwanderung in 
engerem Zusammenhang stehen allerdings nur die Standortverlagerungen der Milcherzeugung 
sowie des Kartoffelbaus, und zwar in zweierlei Hinsicht. Infolge der durch die Abwanderung 
bedingten Verknappung der Arbeit erfolgte ein starker RUckgang der Milcherzeugung in den 
Ackerbau- und Gebieten mit Uberwiegender Kleinbetriebsstruktur sowie eine generelle Ver­
minderung des Kartoffelbaus, wobei die Standorte am stärksten betroffen waren, deren Böden 
nicht absiebfähig sind und an denen sich gUnstigere inner- oder außerbetriebliche Einsatzalter­
natüven fUr die durch die arbeitsextensivere Gestaltung der Betriebsorganisation freizusetzende 
Arbeitszeit anboten. DemgegenUber nahm die Milcherzeugung in den Grünlandgebieten zu, 
und verminderten sich die KartoffelflClchen auf den leichten Böden nur unterdurchschnittlich. 
Die Abwanderung war also mitbestimmend fUr die stClrkere Verlagerung der Milcherzeugung 
in die Grünlandgebiete sowie des Kartoffelbaus auf die leichten Böden. Andererseits erfolgte 
die Abwanderung und damit der RUckgang der Milchkuhhaltung und des Kartoffelbaus in den 
Gebieten, in denen diese Produktion zukUnftig nicht mehr oder zumindest nur noch in unbe­
deutendem Umfang betrieben werden wird, nicht rasch genug. Die Folge waren gedämpfte 
Preise fUr diese Produkte, die den Ausbau und/oder die Modemisierung von Produktion und 
Absatz in den stClrker auf diese Produkte spezial isierten Gebieten erschwerte. 

Im Zuge der weiteren Abwanderung ist zu erwarten, daß sich die skizzierten Standortverlage­
rungen weiter vollziehen werden. BezUglich des Kartoffelbaus erscheint es nicht ausgeschlos­
sen, daß dieser in einigen Gebieten zukunftig wieder eine steigende Tendenz aufweisen wird. 
BezUglich der Milcherzeugung ist folgendes festzustellen: Der weitere RUckgang der Milch­
kuhhaltung in den Ackerbaugebieten und vor allem in den Kleinbetrieben wUrde in der BRD 
gUnstige Voraussetzungen fUr die weitere Ausdehnung der Milcherzeugung in den GrUnland­
gebieten schaffen. Im Rahmen der EWG liegen jedoch gegenwärtig die Grenzkosten der Ex­
pansion der Milcherzeugung, vor allem in Frankreich, dem fUr die Marktbelieferung entschei­
denden Land, niedriger als in den westdeutschen Grünlandgebieten, wofUr größere Ertrags­
reserven, weniger ausgenutzte Stallkapazitäten, geringere Gebäudekosten bedingt durch eine 
längere Weideperiode sowie niedrigere Baukosten und schließlich geringere Einkommenserwar­
tungen die wesentlichsten Ursachen sind (4). Daher ist zu erwarten, daß sich der Milcherzeu­
gerpreis in der EWG zukUnftig noch vorwiegend an diesen und nicht an den oben skizzierten 
höheren Grenzkosten in den westdeutschen GrUnlandgebieten orientieren wird. Somit ist es 
nicht sicher, daß die Milcherzeugung in den westdeutschen GrUnlandgebieten längerfristig 
weiter expandieren wird. Es ist vielmehr nicht auszuschließen, daß Desinteresse und Pessimis-
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mus bei den Betroffenen um sich greifen und zu einer rUcklijufigen Entwicklung der Milch­
produktion, zumindest in einigen dieser Gebiete, führen werden. Eine solche mögliche Ent­
wicklung ist zumindest teilweise auf die unzureichende Abwanderung in den französischen 
Agrargebieten zurückzufuhren. Denn langfristig werden unter Berücksichtigung der Abwande­
rung die erw1:ihnten Kostenvorteile mit Ausnahme derer, die auf eine lijngere Weideperiode 
zuruckfuhrbar sind, kaum noch bestehen. Denn im Verlaufe der wirtschaftlichen Entwicklung 
und der dadurch bedingten Abwanderung werden die inner- und außerbetrieblichen Lohn- bzw. 
Oppartunitmskosten der Arbeit steigen. Dadurch steigen unmittelbar die Arbeitskosten der 
Milcherzeugungi dadurch steigen ferner, da die Milcherzeugung in einem großen Teil der 
französischen Erzeugungsgebiete in hohem Iv\aße auf der Grundlage von Ackerfutterbau betrie­
ben wird, die Oppartunitijtskosten des Wirtschaftsfutters - eine Entwicklung, die in den 
westdeutschen Gebieten und Betrieben mit geringem Anteil absoluten Grünlandes zur Aufgabe 
der Milchkuhhaltung gefUhrt hat. Auf die aus dieser Sachlage zu ziehenden Folgerungen wird 
in Punkt 3.3 nijher eingegangen. 

2.2 Abwanderung und Wandel der Betriebsgrößenstruktur 

Trotz der erheblichen Abwanderung von Arbeitskrijften hat sich die Betriebsgrößenstruktur der 
westdeutschen Landwirtschaft in dem vergangenen Jahrzehnt nicht grundlegend gewandelt: Im 
Jahre 1960 entfiel 50 v.H. der von den Betriebseinheiten mit mehr als 0,5 ha LN genutzten 
Flijche auf Betriebe mit einem Nutzfl1:ichenumfang von bis zu 15 ha LN, 27 v.H. der Flijche 
wurde von Betrieben der Größenklasse 15 bis 30 ha LN und 23 v.H. der Flijche von Betrieben 
mit einem Fll:Ichenumfang von mehr als 30 ha LN genutzt. 1970 entfiel auf die Betriebe bis 
zu 15 ha LN noch ein Anteil von 38 v.H. der Nutzfll:lche, auf die Betriebe der Größenklasse 
15 bis 30 ha LN ein Anteil von 35 v.H., wijhrend die Betriebe mit mehr als 30 ha LN 27 v.H. 
der FI1:iche nutzten. Der durchschnittliche Nutzflijchenumfang je Betrieb stieg im vergangenen 
Jahrzehnt von 8,1 ha LN auf 10,3 ha LN (29), auf die Problematik dieses Maßstabes sei hier 
nicht nijher eingegangen. 

Die relativ geringe Betriebsgrößenver1:inderung ist auf verschiedene Ursachen zurückzuführen: 
Die Abwanderung von Arbeitskrijften - das betrifft sowohl die Lohn- und mithelfenden Fami-
I ienarbeitskrijfte wie auch die teilweise außerbetriebl iche Erwerbstl:ltigkeit der Betriebsinha­
ber - wurde in erheblichem Maße durch verstl:lrkte Mechanisierung und durch Umstellungen 
in der Betriebsorganisation kompensiert. Nur in den unteren Betriebsgrößenklassen fUhrte die 
Abwanderung auch zu einer deutlichen Verminderung der Zahl der Betriebe. So nahm in der 
BRD im vergangenen Jahrzehnt die Zahl der Betriebseinheiten unter 15 ha LN unter Ausklam­
merung der Betriebe, die in höhere Betriebsgrößenklassen aufstiegen, um 27 v. H. ab. Da 
ferner etwa 4 v.H. der 1960 bis zu 15 ha LN bewirtschafteten Betriebe in höhere Betriebs­
größenklassen aufstiegen, erhöhte sich die Zahl der Betriebe mit mehr als 15 ha LN bis 1970 
um 20 v. H. Es wurden also vorwiegend flijchenarrne Betriebseinheiten aufgegeben, deren 
Fll:Ichen wiederum Uberwiegend von relativ fl1:ichenarmen Betrieben übernommen wurden (29). 
Letzteres hat wiederum verschiedene GrUnde: In einigen Gebieten liegen nur relativ flijchen­
arme Betriebe vor; freiwerdende Fll:Ichen konnten, falls überhaupt, so nur von solchen Betrie­
ben übernommen werden. In anderen Gegenden wanderten die freigewordenen Flachen vor­
wiegend in flijchen1:irmere Betriebe, da ihr Grenzwert dort höher war als in den flachenreiche­
ren Betrieben, was auf die geringe Teilstückgröße der freigesetzten Flijchen sowie auf die 
geringere Auslastung der Arbeitskapazit1:it in den flijchenijrrneren Betrieben zurUckzuführen 
ist. Auch waren die fl1:ichenreicheren Betriebe noch relativ wenig auf FI1:ichenwachstum aus­
gerichtet, da sie noch andere Rationalisierungsreserven wie vor allem die Verminderung des 
Arbeitskrijftebesatzes und die Aufstockung der Viehhaltung ausschöpfen konnten. 

Im Zuge der weiteren Abwanderung ist sicherlich mit einer deutlichen Beschleunigung des 
Betriebsgrößenwandels zu rechnen (SCHMITT, 20). Diese Entwicklung zeichnet sich in den 

94 



letzten Jahren bereits ab (28). Während die durchschnittliche Betriebsgröße in der BRD von 
1960 bis 1965 um 10 v.H'-zunahm, stieg sie von 1965 bis 1970 um 15 v.H. Während ferner 
die Zahl der Betriebe in der Größenklasse 10 bis 20 ha LN im Bundesdurchschnitt von 1960 
bis 1965 noch zundhm, verminderte sie sich von 1965 bis 1970 um 8 v.H. In einigen Gebie­
ten ist bereits die Zahl der Betriebe der Größenklasse 20 bis 30 ha LN in der Abnahme be­
griffen. 

Der Betriebsgrößenwandel wird auch deshalb kUnftig beschleunigt verlaufen, weil sich die 
Abwanderung mehr als bisher auf die Betriebsinhaber erstrecken wird; denn bei den Lohnar­
beitskräften wie auch den mitarbeitenden Familienangehörigen bestehen kaum noch Abwande­
rungsreserven. Daß sich die Abwanderung trotzdem nicht verzögern und der Betriebsgrößen­
wandel beschleunigen wird, ergibt sich auch aus folgenden Überlegungen: Im vergangenen 
Jahrzehnt und vor allem zu dessen Anfang verfUgten flächenärmere Betriebe zwar nicht uber 
gleich große, jedoch ähnl iche Rational isierungsreserven wie flächenreichere Betriebe und 
zwar auch in der Verminderung des Arbeitskräftebesatzes und vor allem in der Aufstockung 
der Viehhaltung. Diese Reserven sind nunmehr weitgehend ausgeschöpft. Denn eine weitere 
Verminderung des Arbeitskräftebesatzes ist, da im wesentl ichen den Betriebsinhaber selbst 
betreffend, bei hauptberufl icher Weiterfuhrung des Betriebes nicht mehr mögl ich. Die Auf­
stockung der Viehhaltung erfolgte bisher vorrangig uber die Ausnutzung vorhandener oder 
durch relativ billige Umbauten erweiterter Gebäudekapazitäten. Diese Möglichkeiten sind 
weitgehend ausgeschöpft. Kapitalaufwendige Bauten fUr die Aufstockung der Milchkuhhal­
tung sind mit keinem oder nur einem geringen Einkommensbeitrag verbunden. Neubauten 
fUr die flächenunabhängige Veredlungswirtschaft wie Uberhaupt die Ausdehnung dieser Pro­
duktion sind angesichts der verringerten Wachstumsraten der Nachfrage und vor allem der 
fortlaufenden Expansion und Verlagerung dieser Produktion in größere Haltungseinheiten mit 
einem hohen Risiko und einem geringen bzw. sich zukUnftig noch vermindernden Einkommens­
beitrag verbunden. Daher kommt bei hauptberuflicher WeiterfUhrung der Betriebe der Flä­
chenaufstockung als Mittel der Einkommenssteigerung eine gegenUber der Vergangenheit er­
höhte und vorrangige Bedeutung zu. Da nur ein Teil der Betriebsinhaber diesen Weg gehen 
kann, wird die völlige oder zumindest teilweise Aufgabe landwirtschaftlicher Tätigkeit un­
vermindert anhalten. 

Ferner wird sich der Betriebsgrößenwandel auch deshalb beschleunigen, weil sich die relative 
VorzUgl ichkeit unterschiedl icher Betriebsgrößen zugunsten der flächenreicheren Betriebe 
verschoben hat. Wesentliche Vorteile flächenreicherer Betriebe sind vor allem die Möglich­
keit der Steigerung der Arbeitsproduktivität nicht nur durch Produktionsausweitung sondern 
auch durch Verminderung des Arbeitskräftebesatzes, die besseren Möglichkeiten der kosten­
gUnstigen Anwendung hochtechnisierter Arbeitsverfahren, der höhere absolute Einkommens­
beitrag von Naturalertragssteigerungen, die Bevorzugung bei der Erzeugung von Qualitäts­
produkten wie beispielsweise der Saatguterzeugung und schi ießl ich die gUnstigere Position 
auf den Bezugs- und Absatzmärkten. Flächenärmere Betriebe können diese Vorteile durch 
Kooperation teilweise jedoch nicht völlig ausgleichen (KÖHNE, 7). 

Schließlich wird sich auch die Stellung flächenreicherer Betriebe auf dem Pachtmarkt verän­
dern: Da kUnftig auch vermehrt Betriebe der Größenklasse 15 bis 30 ha LN zur Verpachtung 
angeboten werden, werden die durch Betriebsaufgabe freigesetzten Flächen in stärkerem 
Maße als bisher bereits flächenreicheren Betrieben zufallen. Denn je größere Flächen zur 
Verpachtung angeboten werden, desto mehr fällt ihr Grenzwert fUr flächenärmere Betriebe, 
da sie diese Flöchen nur mit Hilfe zusätzlicher Maschinen- und gegebenenfalls Gebäudein­
vestitionen bewirtschaften können. Umgekehrt steigt der Grenzwert dieser Flächen fUr größe­
re Betriebe, da sie dann hochtechnisierte Arbeitsverfahren anwenden können und vielfach 
auch in der Lage sind, infolge ihrer leistungsfähigeren Maschinenaggregate diese Flächen 
ohne größere zusätzliche Investitionen mitzubewirtschaften. Daher und aufgrund der ansonsten 
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begrenzten Möglichkeiten der ProduktiviHltssteigerung ist damit zu rechnen, daß die bereits 
flöchenreicheren Betriebe eine offensivere Wachstumspolitik Uber Flöchenaufstockungen als 
bisher betreiben werden, was zu einer Beschleunigung des Betriebsgrößenwandels beitragen 
wird. 

In Ergönzung zu den soeben gebrachten AusfUhrungen soll nunmehr der Frage nachgegangen 
werden, inwieweit eine beschleunigte Abwanderung zu einer Beschleunigung des Betriebs­
größenwandels beizutragen vermag. Eine beschleunigte Abwanderung wUrde zweifellos mehr 
Flächen fUr die Aufstockung der verbleibenden Betriebe freisetzen. Jedoch hängt die Auf­
stockung dieser Betriebe nicht nur von dem Flöchenangebot sondern auch von einigen weite­
ren Faktoren ab. Mitbestimmend sind vor allem der von der Flöchenaufstockung zu erwartende 
Einkommensbeitrag, die KapitalverfUgbarkeit der Betriebe und die Zukunftserwartungen der 
Landwirte. Im Falle eines größeren Angebots an Aufstockungsfltichen - wobei hier davon aus­
gegangen wird, daß diese Flöchen im wesentlichen zur Pachtung angeboten werden - wUrden 
diese Restriktionen am ehesten und vermutl ich sehr bald auf den Standorten mit niedriger Er­
tragföhigkeit im Ackerbau, in den GrUnlandgebieten und in den Gebieten mit Uberwiegender 
Kleinbetriebsstruktur wirksam werden (KÖHNE, 8). Auf den Standorten mit niedrigen Ertrti­
gen im Ackerbau ist der Einkommensbeitrag der Flöchenaufstockung relativ gering. Im Falle 
eines größeren Angebots an Pachtflöchen wUrde die Nachfrage nach diesen Fltichen nur dann 
nicht restriktiv wirken, wenn die Pachtpreise niedrig - etwa in der Größenordnung von 
100 DM/ha - ltigen und wenn der Kapitalbedarf fUr Folgeinvestitionen in engen Grenzen ge­
halten werden könnte, was nicht zu geringe Ausgangsbetriebsgrößen und in der Regel eine 
kooperative Maschinennutzung voraussetzt. Der Einkommensbeitrag von Aufstockungen der 
GrUnlandfläche ist nur dann wesentl ich, wenn die damit verbundene Aufstockung der Viehbe­
stände im Rahmen vorhandener oder mit geringem Kapitalaufwand erweiterter Gebäudekapazi­
täten vollzogen werden kann. Werden kapitalaufwendige Geböudeinvestitionen erforderlich, 
so ist von der Aufstockung der Grunlandflöche, wie in Punkt 2.1 bereits besprochen, auch 
bei niedrigen Pachtpreisen ein positiver Einkommensbeitrag kaum noch zu erwarten. Da der 
besseren Ausnutzung bzw. billigen Erweiterung vorhandener Gebäudekapazitäten enge Gren­
zen gesetzt sind, wUrde ein erhöhtes Angebot an Pachtflöchen in GrUnlandgebieten unter 
heutigen Preis - Kostenrelationen allein kaum zu einer wesentlichen Betriebsvergrößerung 
fUhren, es sei denn, daß kräftige Finanzierungshilfen gewöhrt werden oder daß die Betriebe 
zu einer, dann allerdings nicht mehr hauptberuflich zu fuhrenden extensiven Weidewirtschaft 
Ubergehen. In Gebieten mit Uberwiegender Kleinbetriebsstruktur schließlich wUrde ein er­
höhtes Flöchenangebot sehr bald auf die begrenzte KapitalverfUgbarkeit der aufstockenden 
Betriebe stoßen. In solchen Gebieten kann sich eine zu hauptberuflicher Bewirtschaftung aus­
reichende einzelbetriebliche Flächenerweiterung, falls uberhaupt, so nur sukzessive im Zeit­
verlauf vollziehen. 

Werden die genannten Restriktionen wirksam, so könnten diese bei erhöhtem Flächenangebot 
zweierlei Konsequenzen haben: Das erhöhte Flächenangebot könnte zu umfangreicheren Flä­
chenstillegungen fuhren oder aber die mangelnden Verpachtungsmöglichkeiten wUrden die 
aufgabewilligen Betriebsinhaber daran hindern, ihren Betrieb aufzugeben. Flächenstillegun­
gen wtiren vor allem im Falle der in Punkt 2.1 genannten, langfristig nicht mehr nutzbaren 
Flöchen zu erwarten. Bei den Ubrigen Flöchen wöre eher die zweite Konsequenz wahrschein­
lich, wobei ökonomische und psychologische Aspekte bedeutsam sind. Von psychologischer 
Bedeutung ist die zögernde Einstellung aufgabewilliger Landwirte, nutzbare Flächen brachzu­
legen. Von ökonomischer Bedeutung ist die Tatsache, daß die Betriebsinhaber umso eher be­
reit sein werden, ihren Betrieb aufzugeben, je höhere Pachterlöse erzielbar und je höher da­
mit die Opportunitätskosten der eigenen Weiternutzung sind. Abgesehen von den langfristig 
nicht sinnvoll landwirtschaftlich nutzbaren Flächen besteht also eine Interdependenz zwischen 
der Flöchenfreisetzung durch aufgebende und der Flöchenaufstockung durch wachsende Betrie­
be (26). Die Betriebsaufgabe setzt in der Regel das Wachstum verbleibender Betriebe voraus. 
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In der BRD wurden bisher im Zuge der Abwanderung erst relativ wenige Fll:ichen durch Be­
triebsaufgabe freigesetzt. Sie konnten, von einigen noch zu erwi:lhnenden Ausnahmen abge­
sehen, von den verbleibenden Betrieben zügig übernommen werden. Die Frage, ob die Be­
triebsaufstockung der Betriebsaufgabe ausreichend folgen konnte, bedarf dennoch im Hinblick 
auf künftige Entwicklungen einer eingehenden Erörterung. Sie erfordert eine mittelfristige so­
wie eine langfristige Betrachtung. Bei mittelfristiger Betrachtung können als Indikatoren für 
die Beantwortung der aufgeworfenen Frage der Umfang brachliegender, jedoch mechanisier­
barer und nicht wenig ertragreicher Fli:lchen und die Entwicklung der Pachtpreise, in Grenzen 
auch der Kaufpreise, für Boden herangezogen werden. Aufgrund dieser Indikatoren ergibt sich 
(32), daß das Fli:lchenangebot, insbesondere an Standorten mit überwiegender Kleinbetriebs­
struktur aber auch in einigen Grünland- und Gebieten mit niedrigen Ertrl:igen im Ackerbau, 
höher war als die Nachfrage nach Fll:ichen. In Gebieten mit überwiegender Kleinbetriebsstruk­
tur fUhrte dieses zu umfangreicheren Brachfli:lchen, in den übrigen genannten Gebieten vor 
allem zu sinkenden Pachtpreisen. Letzteres ist allerdings auch Voraussetzung für eine Ii:lnger­
fristig ökonomisch sinnvolle landwirtschaftliche Nutzung dieser Fli:lchen. In den Ubrigen Ge­
bieten entsprach die Nachfrage nach Fli:lchen dem Angebot oder übertraf dieses. Letzteres 
ist vor allem an den gUnstigen Ackerbaustandorten der Fall, wo die Pachtpreise stark gestie­
gen sind und eine weiter steigende Tendenz aufweisen. 

Auf Il:ingere Sicht hl:ingt das Angebot an Aufstockungsfli:lchen von der weiteren Entwicklung 
der Abwanderung und der damit verbundenen Betriebsaufgabe ab. Die Nachfrage nach Auf­
stockungsfl1:lchen wird 11:Ingerfristig vor allem von der Bereitschaft junger Landwirte, weiter­
hin in hauptberuflicher landwirtschaftlicher Tl:itigkeit zu verbleiben, bestimmt. Ob Betriebs­
aufgabe und Betriebsaufstockung Il:ingerfristig einigermaßen im Gleichklang verlaufen werden, 
hi:lngt daher nicht zuletzt von der heutigen Berufsentscheidung der potentiellen Hoferben ab. 
Die Beantwortung der Frage, ob aufgrund sich heute abzeichnender Entwicklungen die Be­
reitschaft zur Betriebsaufgabe einerseits und Betriebsaufstockung andererseits künftig einander 
entsprechen werden, bedarf sicherl ich eingehender Untersuchungen. Vorbehaltl ich dessen 
dr1:lngt sich jedoch gegenwi:lrtig der Eindruck auf, daß die Bereitschaft zur Betriebsaufstockung 
künftig der Bereitschaft zur Betriebsaufgabe generell nicht mehr entsprechen wird. Als Beleg 
für diese Aussage mag die Entwicklung der Zahl der m1:lnnl ichen landwirtschaftl ichen Berufs­
schüller in Niedersachsen herangezogen werden: Die Zahl der landwirtschaftlichen Berufs­
schUler in Niedersachsen war von Anfang bis Ende der sechziger Jahre nahezu konstant. Seit 
etwa zwei Jahren ist die Zahl der Berufsschuler in einer rapiden Abnahme begriffen. Von 
1967 bis heute hat sich die Zahl der landwirtschaftlichen Berufsschüler in Niedersachsen um 
mehr als 40 v. H. vermindert. Die Zahl der Schüler in den Unterklassen beli:luft sich gegen­
wi:lrtig nur noch auf die Hi:llfte der Zahl der Schuler in den Oberklassen. Wesentliche regio­
nale Differenzierungen sind dabei nicht festzustellen (33). Wenn diese Entwicklung anh1:llt, 
dann wird die Abwanderung vermutlich so stürmisch verlaufen, daß sie Ii:lngerfristig nicht zu 
einer auch und vorweg durch hauptberuf( ich geführte Betriebe getragenen Agrarstruktur füh­
ren wird. Umfangreiche Fll:ichenstillegungen sowie eine "Betriebsstruktur, in der außerland­
wirtschaftliche Geldgeber, großbetriebliches Management ohne Eigentumsbindung und verti­
kaler Verbund die Leitlinien angeben" (REISCH, 16), könnten die Folge sein. Wird das Ziel 
der Erhaltung und Aufstockung in Eigenverantwortl ichkeit hauptberufl ich geführter Betriebe 
verfolgt, so wird dieses Ziel nur zu erreichen sein, wenn sich die Abwanderung nicht in der 
Atmosphl:ire eines zu weitverbreiteten Pessimismus vollzieht (THOROE, 24). 

2.3 Abwanderung und Wandlungen in der Erwerbsstruktur der Betriebe 

Im Verlaufe der Abwanderung von Arbeitskri:lften aus der Landwirtschaft hat sich auch die 
Erwerbsstruktur der Betriebe gewandelt. Aspekte, die hier insbesondere interessieren, sind 
der Erwerbscharakter, die Arbeitsverfassung und die Eigentumsverhl:iltnisse der Betriebe. 
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Die Kombination landwirtschaftlicher mit anderen außerbetrieblichen Tätigkeiten hat in der 
BRD eine relativ große Bedeutung. So entfiel 1970 auf die Zuerwerbs- und Nebenerwerbsbe­
triebe ein Anteil von etwa 60 v.H. an der Gesamtzahl der Betriebe und ein Anteil von etwa 
30 v.H. an der gesamten landwirtschaftlich genutzten Fläche (29). Diese statistisch ausge­
wiesenen Anteile haben sich in den letzten fünf Jahren nicht wesen tl ich verändert. Die rela­
tiv große Bedeutung dieser kombinierten Einkommenserzielung liegt in den unzureichenden 
Einkommens- und Wachstumschancen bei ausschließlich hauptberuflicher Landbewirtschaftung 
sowie in den vielfach gegebenen günstigen außerbetrieblichen Erwerbsmöglichkeiten begrün­
det (STEFFEN und HOGEFORSTER, 22 und WERSCHNITZKY und FLEISCHHAUER, 27). Daß 
viele Betriebsinhaber vom Voll erwerb zum Zu- oder Nebenerwerb übergehen und damit nicht 
voll sondern partiell abwandern, hat verschiedene Ursachen: Die nebenberufl iche Landbe­
wirtschaftung kann insbesondere bei Benutzung nicht mehr zu ersetzender dauerhafter Produk­
tionsmittel wie auch bei Verwendung nicht anderweitig erwerbstätig einsetzbarer Arbeitszeit 
noch einen beachtlichen Einkommensbeitrag leisten. Ferner bietet die nebenberufliche Land­
bewirtschaftung dem Betriebsinhaber eine Sicherheit, auf deren Basis er Erfahrungen in ande­
ren Tätigkeiten sammeln kann. Schließlich sind auch psychologische Faktoren mitbestimmend 
dafür, daß der Schritt von hauptberufl icher landwirtschaftl icher Tätigkeit zur völl igen Be­
triebsaufgabe nicht unmittelbar vollzogen wird. 

Die partielle Abwanderung in Form des Übergangs zum Neben- und Zuerwerb wird angesichts 
der begrenzten Produktions- und Absatzkapazittiten der Landwirtschaft und der dadurch nur 
für einen Teil der Betriebe gegebenen innerlandwirtschaftl ichen Wachstumsmögl ichkeiten 
auch zukünftig eine unverminderte Bedeutung behalten. Insbesondere die Nebenerwerbsland­
wirtschaft hat sich in der Vergangenheit als ein Durchgangsstadium zwischen der Vollerwerbs­
landwirtschaft und der völl igen Aufgabe landwirtschaftl icher Tätigkeit erwiesen (BISCHOFF, 
2 und SCHMITT, 19). Für die bisher fast ausschließlich in kleinbetrieblicher Form durchge­
führte Nebenerwerbslandwirtschaft ist auch zukünftig zu erwarten, daß sie nur ein Durchgangs­
stadium ist und spätestens im Generationswechsel zur Aufgabe landwi rtschaftl icher Tätigkeit 
führen wird. Es ist jedoch nicht ausgeschlossen, daß sich daneben stabilere Formen landwirt­
schaftlichen Nebenerwerbs entwickeln werden, und zwar auf der Grundlage fltichenreicher 
Betriebe, die als Ackerbaubetriebe organisiert werden. Der saisonale Arbeitsanfall könnte 
durch Lohnunternehmer oder hauptberufliche Landwirte erledigt werden, so daß es denkbar 
wtire, auch einen Betrieb von 100 ha LN im Nebenerwerb zu bewirtschaften. Solche Betriebs­
formen könnten, wie in Punkt 2.1 bereits angesprochen, vor allem an den weniger ertrag­
reichen Standorten Verbreitung finden, da der Ackerbau dort nur im wesentl ichen aus Getrei­
de und anderen arbeitsextensiven Früchten besteht, und da ferner gerade an diesen Standorten 
eine ausreichende Einkommenserzielung durch hauptberufliche Landbewirtschaftung nur schwer 
möglich sein wird. Großbetrieblicher Nebenerwerb könnte ferner bei extensiver Rinderhal­
tung möglich sein. 

Im Anschluß an diese Bemerkungen erhebt sich die Frage, ob die nebenberufl iche Landbewirt­
schaftung eine für alle Betriebe geeignete Lösung und ihre generelle Verbreitung eine echte 
Alternative zu einer auch und vorweg auf hauptberuflich geführten Betrieben basierenden 
Agrarstruktur sein kann (PRlEBE, 15). Wertend wird diese Frage in Punkt 3.2 behandelt, hier 
sei lediglich auf einige Restriktionen hingewiesen, die der generellen Verbreitung dieser 
Form partieller Abwanderung entgegenstehen: Nicht in allen Gebieten sind außerbetriebliche 
Beschtiftigungsmöglichkeiten in angemessener Entfernung vorhanden. Nicht in allen Gebieten 
bestehen ferner ausreichende Mögl ichkeiten der außerbetrieblichen Erledigung der im land­
wirtschaftlichen Betrieb anfallenden Arbeiten. Schließlich Itißt sich nicht jede Betriebsargani­
sation mit einer außerbetriebl ichen Tätigkeit kombinieren. Das trifft insbesondere für die 
Milcherzeugung zu. Muß diese als Voraussetzung zur Aufnahme einer außerbetriebl ichen 
Ttitigkeit aufgegeben werden, so kann sich in Betrieben mit höherem Grünlandanteil auf 
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mittlere Sicht ein relativ hoher Extensivierungsverlust ergeben. Dieser wirkt vor allem im 
Falle niedriger Opportunit1:ltskosten der Arbeit restriktiv auf die Aufnahme einer außerbe­
trieb I ichen Tätigkeit. 

Neben der verbreiteten Kombination landwirtschaftlicher mit anderer Tätigkeit hat soch 
der Erwerbscharakter der Betriebe noch in einer anderen Richtung verändert: Agrarproduk­
tion wird teilweise und zunehmend auch von gewerblichen Unternehmen betrieben. Dieses 
trifft bisher vorwiegend fUr die GeflUgelhaltung, in Anfängen auch fUr die Schweinehaltung 
zu, wohingegen die bodengebundene Produktion bisher noch ausschi ießlich in der Hand land­
wirtschaftlicher Betriebe liegt. Der Einstieg gewerblicher Unternehmen in die Veredlungs­
produktion auf Getreidebasis ist, wie in Punkt 2.1 bereits erwähnt, nicht abwanderungsbe­
dingt, sondern auf die Vorteile größerer Haltungseinheiten, den Abbau diesbezUglicher tech­
nischer Restriktionen sowie auf steuerliche Vorteile zuruckzufuhren. Er wird, da die Ein­
kommensmögl ichkeiten der landwirtschaftl ichen Betriebe beschränkend, stimul ierend auf die 
Abwanderung zuruckwirken. 

Im Gegensatz zur Veredlungsproduktion auf Getreidebasis wird die flächengebundene Produk­
tion auch zukunftig vermutlich nicht von gewerblichen Unternehmen betrieben werden. Ins­
besondere ist bei der Milcherzeugung nicht damit zu rechnen, solange die Kosten-Erlösrela­
tion so ungUnstig ist, wie sie in Punkt 2.1 erläutert wurde. An dieser Aussage wUrde auch 
eine stärkere Verbreitung der Produktion schUttfähigen TrockengrUns, die die Standortgebun­
denheit der Milcherzeugung lockert, nichts ändern. Im Falle einer stärkeren Verbreitung der 
TrockengrUnherstellung, mit der im Zuge weiterer einschlägiger technischer Fortschritte zu 
rechnen ist, wäre es allerdings denkbar, daß die Rindfleischerzeugung teilweise in gewerbli­
chen Großhaltungen betrieben wUrde. Auch bezUgl ich der Ackernutzung ist im Falle einer 
kontinuierlich weiterverlaufenden Abwanderung nicht damit zu rechnen, daß sich diese in 
gewerbliche Unternehmen verlagern wird. Sollte die Abwanderung jedoch sehr stUrmisch ver­
laufen, so wäre, wie in Punkt 2.2 angedeutet, eine Verlagerung der verbleibenden Acker­
nutzung wie auch der Milcherzeugung in gewerbliche Unternehmen nicht ausgeschlossen. 

Die Abwanderung hat in der Vergangenheit dazu gefUhrt, daß ein großer Teil der ehemals 
Lohn- oder Gesindearbeitskräfte beschäftigenden Betriebe zur Familienarbeitsverfassung 
Ubergegangen ist. Der Anteil der Famil ienbetriebe an der Gesamtzahl der Betriebe hat sich 
erhöht, da es leichter war, durch Reduktion des Arbeitseinsatzes die Arbeit der Fläche als 
durch Flächenaufstockung die Fläche der Arbeit anzupassen. Mit Blick auf die Zukunft ist 
anzunehmen, daß - einen kontinuierlichen Verlauf der Abwanderung vorausgesetzt - der 
Familienbetrieb auch kUnftig in der Landwirtschaft weiter dominieren wird, obwohl er vor 
allem aus sozialer Sicht, so im Hinblick auf die Vertretung im Falle von Urlaub, Krankheit 
und Unfällen, nicht als optimal anzusehen ist. Die Betriebe werden jedoch auf absehbare 
Zeit noch so unzureichend mit Fll:iche ausgestattet sein, daß sie mehreren Arbeitskrl:iften 
kein ausreichendes Einkommen bieten wUrden. Eine andere Situation Il:ige vor, wenn die 
Betriebe in großer Zahl fusionieren wUrden. Aufgrund der damit verbundenen menschlichen 
Schwierigkeiten und der keineswegs generell sichergestellten Wirtschaftlichkeit ist mit einer 
weiten Verbreitung von Betriebsfusionen nicht zu rechnen. Die Betriebe werden vielmehr 
versuchen, die sozialen Probleme durch Uberbetriebl iche Ein~ichtungen, wie den gegenwärtig 
rasch Verbreitung findenden Betriebshilfsdienst, zu lösen. 

Die Abwanderung und die mit ihr verbundene Mechanisierung und Betriebsaufstockung hat 
schließlich zu einer stl:irkeren Verbreitung der Pacht sowie des Einsatzes von Fremdkapital 
gefUhrt (29). Wichtigste Ursache ist das geringe Kapitalbildungsvermögen der Betriebe. Im 
Zuge der weiteren Abwanderung ist zu erwarten, daß die Betriebe in weit größerem Umfang 
als bisher Pachtflächen bewirtschaften werden. Denn der in Punkt 3.2 noch zu besprechende 
umfangreiche Fll:ichentransfer zwischen aufgebenden und verbleibenden Betrieben wird sich 
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in erster Linie über Pacht vollziehen müssen. Der Flöchentransfer über Kauf würde sehr 
bald durch die geringe Kapitalverfügbarkeit der verbleibenden Betriebe begrenzt. Nicht 
nur hinsichtlich der Flöche, sondern auch bezüglich des Kapitals werden sich die Eigentums­
verhöltnisse lockern, das heißt die Betriebe werden im Zuge des Wachstumsprozesses in wei­
ter zunehmendem Umfang mit Fremdkapital wirtschaften und ferner Maschinen und in vermut­
lich geringerem Ausmaß Geböude gemeinsam mit anderen Betrieben nutzen. Einen nicht 
durch Pessimismus bedingten, zu stürmischen Verlauf der Abwanderung vorausgesetzt, wird 
der landwirtschaftliche Betrieb auf absehbare Zeit wahrscheinlich weiterhin vorwiegend ein 
Individualbetrieb sein. Er wird jedoch in störkerem /llaße als bisher fremdes Eigentum be­
wirtschaften. 

3 Abwanderung, agrarstrukturelle Wandl~ und die LBsung wichtiMLßgrarprobleme 

3.1 Abwanderung, Angebotsentwicklung und Angebotselastizitöt 

Aus den Ausführungen in Punkt 2.1 lassen sich hinsichtlich des Einflusses der Abwanderung 
auf die Entwicklung des Angebots an Agrarprodukten folgende Schlüsse ziehen: Die weitere 
Abwanderung wird bei nicht wesentlich verönderten Preisverhöltnissen zu einem absoluten 
Rückgang des Angebots an arbeitsintensiven Produkten wie Kartoffeln und vor allem auch 
Milch führen (PLATE, 14). Bezüglich des wichtigeren Problems, des Milchangebots, zeichnet 
sich diese Entwicklung in der BRD bereits gegenwörtig ab, in Frankreich wird sie sich infolge 
geringerer regionaler wirtschaftlicher Erschließung vermutlich nur mit grBßeren zeitlichen 
VerzBgerungen vollziehen, so daß zur Zeit nicht zu übersehen ist, wann die Überschußsitua­
tion am Milchmarkt beseitigt wird. Die Entwicklung zu größeren Haltungseinheiten ist in 
der BRD bereits heute geföhrdet. Wird das Ziel der Entwicklung größerer Haltungseinheiten 
weiterverfolgt, so müssen Preissenkungen als Mittel der Angebotsdrosselung ausscheiden. Sie 
müßten durch kröftige Finanzierungshilfen kompensiert werden, die jedoch ihrerseits ver­
schiedenen hier nicht im einzelnen zu erörternden Restriktionen unterliegen. Ansatzpunkte 
zur Drosselung des Milchangebots sind vor allem "konstruktive" Maßnahmen zur FBrderung 
der Abwanderung, wie die Unterstützung der regionalen Wirtschafts- und Infrastrukturent­
wicklung, die Förderung von Bildung und Umschulung in löndlichen Gebieten sowie die 
intensive und sachgerechte Aufklörung der Landwirte über ihre weiteren Chancen in der 
Landwirtschaft. Daneben kommen kurzfristig wirksame Maßnahmen mit direktem Einfluß 
auf das Angebot in Betracht, wie vor allem die Gewöhrung von Abschlachtprömien für Milch­
kühe. 

Hinsichtlich arbeitsextensiver Produkte wird die Abwanderung nicht zu einer Verminderung 
sondern eher zu einer Ausdehnung des Angebots führen. Das betrifft vor allem den Getreide­
bau, der auf Kosten des Hackfrucht- und Feldfutterbaus wie auch teilweise des Grünlandes 
weiter expandieren wird. Die Abwanderung und die damit verbundene Verlagerung der Pro­
duktion in grBßere Betriebseinheiten wird ferner die Steigerung der Naturalertröge beschleu­
nigen. Der durch Anbauausdehnung und Naturalertragssteigerungen zu erwartende Angebots­
zuwachs bei Getreide wird durch die bei "normaler" Abwanderung zu erwartenden Flöchen­
stillegungen bei weitem nicht kompensiert werden. Daher wird sich in dem laufenden jahr­
zehnt der Einfuhrbedarf der EWG an Getreide vermindern (BITTERMANN und BUCHHOLZ, 
3), und es ist nicht auszuschl ießen, daß spöter generelle Überschüsse am Getreidemarkt ent­
stehen werden (THIEDE, 23). Daher erscheint es angebracht, bereits heute auf grBßere 
Flöchenstillegungen hinzuwirken, als sie bei kontinuierlich weiterverlaufender Abwanderung 
zu erwarten sind (WEINSCHENCK und HENRICHSMEYER, 25), zumal es sich nicht um einen 
irreversiblen Prozeß handelt. Einschlögige Aktionen sollten sich auf die weniger ertragrei­
chen Standorte konzentrieren, da hier die Kosten der Flöchenstillegung, bezogen auf eine 
bestimmte aus dem /llarkt zu nehmende Angebotsmenge im Vergleich zu ertragreicheren Stand-
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orten am geringsten sind, was letztl ich damit zu begründen ist, daß die Grenzkosten höherer 
Naturalertrtlge deutl ich unter den Durchschnittskosten liegen. Wenn auch die Reduktion der 
genutzten Fltlche auf den weniger ertragrei chen Standorten unter gegenwtlrtigen Verhtlltnis­
sen nur zu einer relativ geringen Verminderung des Angebots führt, so ist zu bedenken, daß 
technische Fortschritte zukünftig auch zu sttlrkeren Ertragsteigerungen auf den marginalen 
Standorten führen können und daß man diesen durch vorzeitige Flächenstillegungen zuvor­
kommen könnte. Flächenstillegungsaktionen sollten sich auch mehr auf ganze Gebiete als 
auf Teilflächen in Gebieten und Betrieben konzentrieren. Denn nicht mechanisierbare Teil­
flächen scheiden im Zuge der weiteren Abwanderung ohnehin aus, mechanisierbare Teilflä­
chen würden demgegenüber infolge ihres hohen, in Punkt 2.1 angesprochenen Grenzwertes 
nur bei krtlftigen finanziellen Anreizen stillgelegt. Soll das Ziel der Entwicklung größerer 
Betriebseinheiten auf den in der Agrarproduktion verbleibenden Standorten nicht geftlhrdet 
werden, so scheiden, wie in Punkt 2.1 zu begründen versucht wurde, Preissenkungen als 
Mittel zur Fltlchenstillegung aus. An ihre Stelle müßten folgende "konstruktive" Mittel 
treten: In den aus der Agrarproduktion auszuscheidenden Gebieten sollten nur noch Hilfen 
für die Aufgabe landwirtschaftlicher Tätigkeit, nicht mehr für deren Aufrechterhaltung ge­
wtlhrt werden. Ferner wtlren alternative Nutzungsmögl ichkeiten für die Fltlchen vorzusehen 
wie extensive Weidewirtschaft, Aufforstungen und die Errichtung von Parklandschaften 
(BERGMANN, 1 und GOLLNICK, 5). 

Auf die Ausführungen in Punkt 2 zurückgreifend soll nunmehr auf die Auswirkungen der Ab­
wanderung auf die Elastizittlt des Angebots an Agrarprodukten eingegangen werden. Dabei 
beschrtlnken sich die Erörterungen ledigl ich auf die Reaktion des Angebots auf kurz- und 
mittelfristig sinkende Produktpreise bzw. entsprechend vertlnderte Preisrelationen. Die Reak­
tion des Agrarangebots auf sinkende Preise ist bekanntlich gering, wobei die Ursachen hier 
nicht ausführlich erörtert werden können. Im folgenden sei lediglich der Frage nachgegangen, 
ob die Abwanderung zu einer Erhöhung der Preiselastizittlt des Angebots führen wird. Dabei 
ist zuntlchst davon auszugehen, daß das Ausmaß der Angebotseinschrtlnkung im Falle sinken­
der Preise von fünf Komponenten bestimmt wird: Von dem Ausmaß der Einschränkung der 
Naturalertrtlge je Fltlcheneinheit bzw. je Tier, von dem Ausmaß der Produktionseinschrän­
kung in weitergeführten Betrieben durch Übergang auf andere Produktionszweige, von dem 
Ausmaß der Betriebsaufgabe aufgrund unzureichender Faktorentlohnung, von dem Umfang 
der Betriebsaufgabe infolge von Illiquidität und schließlich davon, wie rasch die von aufge­
benden Betrieben freigesetzten Kapazitäten von den weiterlaufenden Betrieben direkt oder 
indirekt übernommen werden. 

Bezügl ich der Einschrtlnkung der Noturalerträge je Fltlcheneinheit bzw. je Tier wi rd die Ab­
wanderung vermutlich zu einer weiteren Verminderung der Preiselastizittlt führen. Denn indem 
sich die Produktion in größere Betriebseinheiten verlagert, unterliegt sie in der Regel einer 
schtlrferen Kalkulation, das heißt, es wird eher erkannt, daß zwischen dem Grenzerlös und 
den Grenzkosten bei steigenden bzw. fallenden Naturalertrtlgen eine relativ große Differenz 
bestellt, und daß es sich deshalb in der Regel lohnt, auch bei sinkenden Produktpreisen das 
gleiche Niveau spezieller Intensität beizubehalten. 

Hinsichtlich der Produktionseinschränkung durch Übergang auf andere Produktionszweige wird 
die Abwanderung wahrscheinl ich ebenfalls zu einer weiteren Verringerung der Preiselastizität 
führen. Denn die Umstellung auf andere Produkte erfolgt oder sollte bei ökonomisch sinnvol­
ler Verhaltensweise dann erfolgen, wenn im Falle eines sinkenden Produktpreises die variablen 
Spezial- sowie die Opportunitätskosten des Produkts nicht mehr gedeckt werden. Nun führt 
die Abwanderung zu einer höheren Kapital intensität der Produktion und zu einer stärkeren 
Spezial isierung der Betriebe. Das erste hat einen geringeren Anteil der variablen Kosten, das 
zweite, infolge einer eingeschränkten alternativen Verwendung der in der Produktion einge­
setzten Faktoren, einen geringeren Anteil der Opportunitätskosten an den gesamten Kosten 
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zur Folge. Mit einer Verminderung der variablen Spezial- und Opportunitätskosten sinkt 
c. p. die Reaktion der Produktion auf sinkende Preise. 

Die Wirkung kurz- und mittelfristig sinkender Produktpreise bzw. entsprechend veränderter 
Preisrelationen auf das Ausmaß der Betriebsaufgabe aufgrund unzureichender Faktorentloh­
nung kann sich im Zuge der weiteren Abwanderung erhöhen. Wird nämlich die Abwanderung 
durch die genannten "konstruktiven" Maßnahmen gefördert, so führt dieses zu einer Verbes­
serung der altemativen außerbetrieblichen Verwendungsmögl ichkeiten der in den Betrieben 
eingesetzten Arbeit. Dadurch erhöhen sich die innerbetriebl ichen Opportunitätskosten der 
Arbeit mit der Folge, daß die innerbetriebliche Faktorentlohnung von der außerbetrieblichen 
c.p. bereits bei einem höheren Produktpreisniveau überschritten wird, was auch aus den 
Beispielsdaten in Punkt 2.1 hervorgeht. Infolgedessen kann sich c. p. das Ausmaß der Auf­
gabe von Betrieben im Falle sinkender Produktpreise erhöhen. 

Im Zuge der weiteren Abwanderung kann auch der Umfang der Betriebsaufgabe infolge von 
111 iquidität, bedingt durch sinkende Produktpreise bzw. entsprechend veränderter Preisrela­
tionen, zunehmen. Denn wie in Punkt 2.3 ausgeführt wurde, wird die weitere Abwanderung 
einen höheren Anteil an Pachtflächen und Fremdkapital in den verbleibenden Betrieben mit 
sich bringen. Dadurch erhöht sich der Anteil der vom jährlichen Wirtschaftserfolg unabhängi­
gen, festen Auszahlungen. Ferner wird die weiter fortschreitende Spezialisierung der Betriebe 
eine weitere Zunahme ihrer Liquiditätsempfindlichkeit zur Folge haben. Andererseits werden 
die Betriebe jedoch aufgrund der vermutlich auch zukünftig vorherrschenden Familienarbeits­
verfassung relativ gut imstande sein, sich Liquiditätsschwankungen elastisch anzupassen. Da­
her ist auch zukünftig mit einer umfangreicheren Aufgabe landwirtschaftlicher Betriebe infol­
ge kurz- und mittelfristiger Liquiditätsschwierigkeiten als Folge entsprechender Preisverände­
rungen nicht zu rechnen. 

Schi ießI ich hängt die Reaktion des Angebots auf sinkende Produktpreise oder entsprechend 
veränderte Preisrelationen davon ab, wie rasch die von den aufgebenden Betrieben freigesetz­
ten Kapazitäten von den weiterlaufenden Betrieben direkt oder indirekt übernommen werden. 
Bezüglich freiwerdender Ackerflächen ist zu erwarten, daß diese, sofern sie einer höheren 
Mechanisierung zugänglich sind, kurzfristig von den verbleibenden Betrieben weiterbewirt­
schaftet werden. Denn diese Betriebe werden infolge der weiter wachsenden Leistungsfähig­
keit der Maschinenaggregate sowie des kooperativen Maschineneinsatzes arbeitswirtschaft­
lich dazu in der Lage sein. Diesbezügliche Verzögerungen würden sich vermutlich nur auf 
Standorten geringer natürlicher Ertragfähigkeit sowie in Gebieten mit überwiegender Klein­
betriebsstruktur ergeben, deren Beitrag zum Gesamtangebot jedoch relativ begrenzt ist. Ver­
zögerungen könnten ferner bei der Übernahme von Grünlandflächen sowie bei der, in der 
Regel, indirekten Übernahme der Viehbestände eintreten, da hierzu vielfach bauliche Investi­
tionen erforderlich werden, die ohnehin eine gewisse Zeit beanspruchen und zumindest teil­
weise auf die Zeit wieder gestiegener Produktpreise bzw. verbesserter Relationen zu den 
Faktorpreisen verschoben werden. Da jedoch als Folge kurz- und mittelfristig sinkender Pro­
duktpreise bzw. entsprechend veränderter Preisrelationen - nur hierauf beziehen sich die 
AusfUhrungen zur Preiselastizität in diesem Abschnitt, nicht auf die Auswirkungen ICinger­
fristig niedriger Produktpreise - mit einer umfangreichen Aufgabe landwirtschaftlicher Be­
triebe nicht zu rechnen ist, kommt auch diesen Verzögerungen nur eine geringe Bedeutung 
zu. 

Die fünf Komponenten, die das Ausmaß der AngebotseinschrCinkung im Falle sinkender Pro­
duktpreise bestimmen, zusammenfassend betrachtend und gegeneinander abwägend, ergibt 
sich, daß die Reaktion des Angebots auf kurz- und mittelfristig sinkende Produktpreise bzw. 
entsprechend veränderte Preisrelationen zukünftig nicht wesentl ich größer als gegenwärtig 
und damit weiterhin gering sein wird. Das gilt insbesondere fUr die bodengebundene Produk­
tion und hier vor allem für die Gesamtheit der MCihdruschfrüchte wie auch für die Milcher-
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zeugung. Daraus ergibt sich die oben bereits unterstrichene Notwendigkeit, das Angebot an 
diesen Produkten durch rechtzeitige Anwendung der erwähnten längerfristig wirksamen Maß­
nahmen zu steuern. 

3.2 Abwanderung und Entwicklung der Agrareinkommen 

Die Abwanderung beeinflußt das Einkommen der in der Agrarproduktion verbleibenden Betrie­
be in zweierlei Hinsicht. Sie bietet den verbleibenden Betrieben die Möglichkeit der Auf­
stockung ihrer Nutzfläche und ihrer Marktanteile, und sie kann infolge der mit ihr verbunde­
nen Angebotsreduktion zu einer Erhöhung der Produktpreise führen. Da eine Erhöhung der Pro­
duktpreise auch noch von verschiedenen anderen Faktoren abhängt, sei sie zunächst aus den 
folgenden Überlegungen ausgeklammert. Sie wird gegen Ende dieses Abschnitts wieder aufge­
griffen. In der Veredlungsproduktion auf Getreidebasis werden die den landwirtschaftl ichen, 
das heißt primär auch Nutzfläche bewirtschaftenden Betrieben verbleibenden Marktanteile 
weniger von der Abwanderung sondern vielmehr, wie bereits verschiedentlich angesprochen, 
von der Konzentration dieser Produktion in wenige große Hai tungseinheiten bestimmt. Da 
diese Konzentration weiter voranschreitet , verschlechtern sich die Wachstumschancen der 
Betriebe auf diesem Gebiet. Daher kommt dem Wachstum über Flächenerweiterungen und 
bodengebundene Produktion und damit dem diesbezüglichen Freisetzungseffekt der Abwande­
rung zukünftig die größte Bedeutung zu. Allerdings wird die Abwanderung allein nicht aus­
reichende Voraussetzungen für das notwendige Wachstum der verbleibenden hauptberuflich 
geführten Betriebe schaffen. Darauf wird nunmehr näher eingegangen. 

Soll ein ausreichendes Wachstum der Betriebe über Flächenerweiterung sichergestellt werden, 
so müßten die Abwanderung und vor allem auch der zwischenbetriebliche Flächentransfer 
ganz erhebliche Ausmaße annehmen. Das mag durch folgende Beispieldaten (KÖHNE, 8) 
verdeutl icht werden. Ein ausschi ießI ich auf Ackerbau ausgerichteter Famil ienbetrieb würde 
c.p. gegen Ende dieses Jahrzehnts bei hauptberuflicher Bewirtschaftung auf den besten 
Standorten einen Flächenbedarf von etwa 50 ha, auf den mitt.leren Standorten von etwa 80 
ha und in den weniger ertragreichen Gebieten von 100 bis 120 ha haben. Soll, unter Ver­
nachlässigung eines Nachholbedarfs und vermutlich relativ niedrig angesetzt, eine 6 v.H.­
ige jitihrliche nominale Einkommenssteigerung erreicht werden, und unterstellt man optimis­
tisch, daß davon 2 v. H. durch Ertragsteigerungen und andere Rational isierungsmaßnahmen 
realisiert werden können, so müßte ein Familienbetrieb zur Verwirklichung der restlichen 
4 v. H. Einkommenssteigerung bei unverändertem nominalen Agrarpreisniveau und unverän­
derter Relation der Produkt- zu den Produktionsmittel preisen, je nach dem Bedarf an Folge­
investitionen, an den besten Standorten jährlich um 1 bis 2 ha, an den wenig ertragreichen 
Standorten um jährlich 3 bis 4 ha wachsen. Sind die Betriebe nicht ausschließlich auf Acker­
bau ausgerichtet und erfolgt das Wachstum auch über Viehhaltung, so wird der Flächenbe­
darf im Falle der Rindviehhaltung je nach Erträgen im Futterbau bis zu etwa einem Drittel 
niedriger liegen. Eine kräftigere Reduktion des Flächenbedarfs wäre durch eine entsprechend 
starke Ausdehnung der flächenunabhängigen Veredlungsproduktion denkbar, die jedoch den 
erwähnten Restriktionen unterliegt. Die wenigen Zahlen verdeutlichen, daß eine befriedigen­
de Einkommensentwicklung der hauptberufl ich geführten Betriebe neben innerbetriebl ichen 
Rational isierungsmaßnahmen vorwiegend durch Flächenerweiterungen nicht erreichbar ist. 
Denn der zwischenbetriebliche Flächentransfer müßte ein Ausmaß annehmen, wie es in An­
betracht der bisherigen Entwicklung wie auch der erwähnten, zu erwartenden Beschleunigung 
des Flächentransfers völlig unrealistisch erscheint. Nur wenn die Abwanderung durch ent­
sprechenden Druck auf das reale Agrarpreisniveau stark forciert würde, würden vermutl ich 
in ausreichendem Umfang Aufstockungsflächen angeboten. Diese wären dann jedoch von den 
verbleibenden Betrieben mangels Kapitalverfügbarkeit nicht aufzunehmen. 
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Bereits gegenwtirtig wird das betriebliche Wachstum in der landwirtschaft nicht nur durch 
das begrenzte Angebot an Aufstockungsflächen sondern in einigen Gebieten auch schon durch 
die begrenzte Kapitalverfügbarkeit gehemmt, worauf in Punkt 2.2 bereits eingegangen wurde 
(MEINHOLD, 10 und WEINSCHENCK, 26). Hier ist lediglich ergänzend festzustellen, daß 
eine befriedigende Einkommensentwicklung' der hauptberuf! ich weiterzuführenden Betriebe 
nicht nur durch ein ausreichendes Angebot an Aufstockungsflächen erreichbar ist, sondern 
auch eine entsprechende Kapitalbildung voraussetzt. Während das Problem unzureichender 
Flächenverfügbarkeit durch eine Ausdehnung der Nutztierhaltung gemildert werden kann, er­
gibt sich in diesem Fall bezüglich der Kapitalverfügbarkeit noch eine Verschärfung des Pro­
blems. Das Problem der notwendigen Kapitalbildung mag an Hand folgender Zahlen verdeut-
I icht werden (KÖHNE, 8): Einkommenssteigerungen über Kapazitätserweiterungen sind im 
landwirtschaftlichen Betrieb solange mit geringem Kapitalbedarf verbunden, wie die zusätz­
liche Nutzfl!:lche bzw. die zusätzlichen Nutztiere noch im Rahmen der vorhandenen Kapazi­
täten an Arbeit, Maschinen und Gebäuden mitbewirtschaftet werden können. Dieses wird bei 
geringfügigen Flächen- und Viehaufstockungen der Fall sein. Für die Mehrzahl der Betriebe, 
die l!:Ingerfristig hauptberuflich weitergeführt werden sollen, steht jedoch nicht eine gering­
fügige Aufstockung der Fläche und/oder der Tierbestände an sondern eine Verdoppelung oder 
gar Verdreifachung dieser Kapazit!:lten. Einkommenssteigerungen erfordern in diesen Situatio­
nen nicht nur zusätzl iches Umlauf- sondern in höherem Maße auch zusätzl iches Anlagekapi­
tal. Unterstellt man für die Fltichenaufstockung nicht Kauf sondern ausschließlich Pacht, so 
beläuft sich die Einkommens- Kapitalbedarfs- Relation für den Fall, daß mit der Flächen-
bzw. Viehaufstockung Maschinen- und gegebenenfalls auch Gebäudeinvestitionen erforder­
lich werden, unter günstigen Bedingungen, das heißt bei hohen Ertr!:lgen im Ackerbau und/oder 
hoch effizienter Veredlungsproduktion auf Getreidebasis, auf etwa 1 : 5, unter mittleren Ver­
hältnissen auf etwa 1 : 7 und unter ungünstigen Bedingungen, also niedrigen Ertrtigen im Ak­
kerbau, geringerer naturaler Effizienz der Veredlungsproduktion auf Getreidebasis oder deren 
Expansion mit Hilfe kapitalaufwendiger Neubauten auf etwa 1 : 10. Diese letztgenannte Ein­
kommens- Kapitalbedarfs-Relation ist bezügl ich der Milchkuhhaltung nur im Falle bill iger 
Umbauten einzuhalten; im Falle von Neubauten kann die Einkommens- Kapitalbedarfs-Relation 
das Verhältnis von 1 : 20 erheblich überschreiten. Die aufgrund dieser Relationen notwendige 
betriebliche Kapitalbildung I!:Ißt sich durch folgende Zahlen verdeutlichen: Unterstellt man, 
einen Nachholbedarf außer Acht lassend und im Hinbl ick auf die weitere Entwicklung sehr 
vorsichtig angesetzt, eine 4 v. H. -ige jtihrl iche, durch Kapazitätserweiterungen anzustreben­
de nominale Einkommenssteigerung, so sind c.p. unter günstigen Bedingungen 20 v.H. des 
jährl ichen Einkommens, unter relativ ungünstigen Bedingungen 40 v. H. des Einkommens zu 
reinvestieren bzw. zu Schuldentilgungen zu verwenden. Im Falle von Neubauten für die 
Milcherzeugung ltigen diese S!:Itze noch erhebfich höher. Aufgrund solcher Daten ließe sich 
nun noch weiter ableiten, welche Reineinkommen gegenwärtig unter verschiedenen Standort­
und Betriebsbedingungen erzielt werden müßten, wenn neben einem angemessenen konsum-· 
fähigen Einkommen eine den l!:Ingerfristigen Wachstumsnotwendigkeiten und -mögl ichkeiten 
entsprechende Kapitalbildung sichergestellt sein sollte. Darauf kann hier nicht näher einge­
gangen werden, nur soviel sei festgestellt: Für die' meisten Standorte und die Mehrzahl der 
weiterzuentwickelnden Betriebe würde sich ein düsteres Bild ergeben. 

An diesem Bild tritt keine Änderung ein, wenn man davon ausgeht, daß das Wachstum durch 
Kredite vorfinanziert werden kann. Die Kapitalbildung wird dann in Form von Schuldentil­
gungen erfolgen müssen. Andernfalls würde sich die Kapitalstruktur der Betriebe zu stark in 
Richtung auf Fremdkapital verschieben mit entsprechenden Konsequenzen für die Risikoan­
f!:llligkeit wie auch die Elastizität der Betriebe im Hinblick auf die weitere Entwicklung. Die­
se Probleme ließen sich durch neue Formen der Beteiligungsfinanzierung mildern. Jedoch 
bleibt eine weitere, jede Form von Fremdfinanzierung begrenzende Restriktion zu beachten: 
Mit wac~sender Fremdfinanzierung entfällt ein zunehmender Anteil des Betriebseinkommens 
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in Form von Zinsen auf außerbetriebliche Kapitalgeber, der Anteil des Betriebsinhabers 
schrumpft. Soll er trotzdem ein ausreichendes Einkommen - in Form von Arbeits- und Kapi­
talentgelt - erhalten, so ist eine entsprechend höhere Ausstattung mit produzierenden Kapa­
zitäten, Nutzflächen und Nutztieren erforderlich. Diese kann jedoch an die Grenze der 
technisch mögl ichen Arbeitsproduktivität stoßen: Bereits gegenwärtig ist es bei höherem An­
teil an Pachtfläche und Fremdkapital auf bestimmten Standorten, so vor allem in GrUnland­
gebieten und in Gebieten mit niedrigen Erträgen im Ackerbau, technisch kaum noch mög­
lich, soviel Nutzfläche und/oder Nutztiere zu bearbeiten, wie zur Erzielung eines ange­
messenen Einkommens erforderlich wären (KÖHNE, 8). Wird die Grenze der technisch mCSg­
lichen Arbeitsproduktivität, die sich allerdings im Laufe der Zeit verschiebt, erreicht, so 
sind Einkommensverbesserungen c.p. nur noch durch eine Erhöhung der Produktpreise erziel­
bar. 

Aus den bisherigen Ausführungen ergibt sich, daß die weitere Abwanderung und das daraus 
resultierende Angebot an Aufstockungsflächen die Einkommensprobleme der hauptberuflich 
weiterzuführenden Betriebe allein nicht zu lösen vermögen. Dazu bedarf es vielmehr einer 
Kombination verschiedener Maßnahmen, im wesentl ichen bestehend aus der weiteren För­
derung von Abwanderung und zwischenbetrieblichem Flächentransfer, der weitgehenden ad­
ministrativen Bindung der Veredlungsproduktion auf Getreidebasis an die landwirtschaftlich 
genutzte Fläche - das betrifft vor allem die Schweinehaltung -, der stärkeren direkten finan­
ziellen Förderung des betrieblichen Wachstums und schließlich auch der Rücksichtnahme der 
Agrarpreisgestaltung auf die Wachstumserfordernisse und Wachstumsmögl ichkeiten der Betrie­
be. Von den drei genannten, das betriebl iche Wachstum mCSgI icherweise begrenzenden, Fak­
toren: der Flächenverfügbarkeit, der Kapitalverfügbarkeit und der technischen Möglichkeit 
einer weiteren Steigerung der Arbeitsproduktivität sind die beiden erstgenannten gegenwärtig 
die wirksamsten Restriktionen. Sie hätten eine geringere Bedeutung, wenn die Betriebe gene­
rell zum Zu- und Nebenerwerb übergehen würden und damit nicht die betriebl ichen Kapazi­
täten der Arbeit sondern die im Betrieb einzusetzende Arbeit den betrieblichen Kapazitäten 
anpaßten (PRlEBE, 15). Es kann kein Zweifel deran bestehen, daß der teilweise wie auch 
völlige Übergang zu außerbetrieblicher Tätigkeit für viele Betriebsinhaber die am wenigsten 
kapitalaufwendige, risikoloseste und insgesamt sinnvollste Alternative ist. Jedoch ist eine 
weit Uberwiegend auf kleinbetriebl ichem Nebenerwerb aufgebaute Agrarstruktur keine anzu­
strebende Alternative zu einer vorwiegend von hauptberuflich gefUhrten Betrieben getrage­
nen Agrarstruktur. Abgesehen von den die generelle Verbreitung nebenberuflicher Landbe­
wirtschaftung begrenzenden Faktoren, die in Punkt 2.3 genannt wurden, sind dafür insbeson­
dere folgende Gründe anzuführen: Ein Kern von hauptberuflich gefUhrten Betrieben ist vor 
allem notwendig fUr die Arbeitserledigung in nicht hauptberufl ich geführten Betrieben, fUr 
die Aufnahme nutzbarer, von anderen Betrieben jedoch nicht mehr genutzter Flächen, für 
die Belieferung von Absatzunternehmen mit großen Mengen als Voraussetzung für deren über­
regionale und internationale Konkurrenzfähigkeit und schließlich für die weitere Erarbeitung 
und Verbreitung technischer Fortschritte. Letztere schlagen sich bekanntl ich nicht nur in 
Produktionssteigerungen sondern auch in Kostensenkungen sowie in Qualitätsverbesserungen 
nieder. Berücksichtigt man diese Sachverhalte und bedenkt weiterhin, daß in nebenberuflich 
gefUhrten Betrieben im Zuge des Ersatzes dauerhafter Produktionsmittel in der Regel in rela­
tiv kleine Einheiten investiert werden muß, so ist auch unter Berücksichtigung geringerer 
Arbeitskosten zu erwarten, daß eine vorwiegend aus kleinbetrieblichem Nebenerwerb beste- -
hende Agrarstruktur auf längere Sicht mit höheren Produktions- und Absatzkosten verbunden 
sein wird und dem Ziel einer kostengünstigen und qualitativ befriedigenden Versorgung der 
Bevölkerung mit Nahrungsmitteln weniger gerecht werden wird als eine auch und vorweg auf 
hauptberufl ich gefUhrten Betrieben basierende Agrarstruktur • SchließI ich ist die kleinbetrieb­
I iche Nebenerwerbslandwi rtschaft erfahrungsgemäß nur ein Durchgangsstadium. Eine Pol itik. 
die vorwiegend auf sie setzen und die Weiterentwicklung hauptberuflich gefUhrter Betriebe 
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vernachl!:issigen würde, w!:ire mit dem hohen Risiko behaftet, daß die Probleme einer aller­
seits befriedigenden Landbewirtschaftung dadurch nicht gelöst, sondern nur aufgeschoben 
werden worauf der relativ hohe Anteil an Brachfl!:ichen in Gebieten mit überwiegender 
Neben~rwerbslandwirtschaft heute bereits hindeutet (MÜLLER, 11). Eine wesentlich von 
hauptberuflich geführten Betrieben mitgetragene Agrarstruktur ist daher auch eine sicherere 
Ausgangsbasis für die sich, auf heute noch nicht zu übersehende Zeit, weitervollziehenden 
strukturellen Wandlungen in der Organisation der Agrarproduktion. Die hier skizzierten 
Gründe sprechen dafür, bei der Beeinflussung von Abwanderung und betriebsstrukturellen 
Wandlungen auf die Weiterentwicklung hauptberuflich geführter Betriebe mit Hilfe der er­
w!:ihnten Maßnahmenkombination Rücksicht zu nehmen. 

3.3 Abwanderung und regionale Ausrichtung der Landwirtschaft 

Im Zuge der weiteren Abwanderung wird die Ausrichtung der Landbewirtschaftung in Problem­
gebieten zu einer dringenden, durch die Abwanderung allein nicht zielgerecht zu lösenden 
Angelegenheit. Hierzu bedarf es vielmehr der Erarbeitung regionaler Entwicklungskonzepte 
und deren Verwirklichung durch verschiedene die Abwanderung steuernde und begleitende 
Maßnahmen. In Gebieten, die auf l!:ingere Sicht aus der Agrarproduktion ausscheiden sollen, 
sind Landauffanginstitutionen erforderlich, und zwar sowohl zur Beschleunigung der Landab­
gabe durch die aufgebenden Betriebe als auch für die Lenkung der freiwerdenden FI!:ichen 
in alternative, in Punkt 3.1 angesprochene, Verwendungen. Direkte Eingriffe der öffentlichen 
Hand in den FI!:ichentransfer können auch in Gebieten angebracht sein, die langfristig in der 
Agrarproduktion verbleiben sollen, und zwar dann, wenn die Aufstockung der verbleibenden 
Betriebe hinter der potentiellen Betriebsaufgabe zurückbleibt und damit d!:impfend auf diese 
zurückwirkt und/oder zu umfangreicheren Brachfl!:ichen führt. Dieses betrifft vor allem Gebie­
te mit nicht ungünstigen naturlichen Verh!:iltnissen aber überwiegender Kleinbetriebsstruktur. 
Jedoch sollten neue Auffangbetriebe sowohl im Hinblick auf die Organisation einer exten­
siven Weidewirtschaft wie auch hinsichtlich einer vermutlich nur zwischenzeitlich notwendi­
gen Ackernutzung nur eingerichtet werden, wenn es wahrscheinlich ist, daß die gewünschte 
Entwicklung auch bei entsprechender organisatorischer und materieller Unterstutzung von den 
vorhandenen Betrieben nicht selbst vollzogen wird. Ferner sollten Auffangbetriebe so kapi­
talextensiv wie möglich und vor allem möglichst ohne kapitalaufwendige bauliche Investi­
tionen aufgezogen werden (NEANDER, 12). 

Die forcierte Förderung baulicher Investitionen kann allerdings in einigen Problemgebieten 
erforderlich werden, um das Ausmaß der weiteren Abwanderung in Grenzen zu halten. Dieses 
betrifft einige Grünlandgebiete. In den Grünlandgebieten kann sowohl heute als auch ver­
mutlich zukünftig hauptberufliche Landwirtschaft, von Ausnahmen abgesehen, nur auf der 
Grundlage einer von der Milcherzeugung getragenen Betriebsorganisation betrieben werden. 
Wie in Punkt 2.1 besprochen, sind die Expansionschancen der Betriebe in den deutschen 
Grünlandgebieten infolge des daran gemessen zu niedrigen Milchpreises gegenw!:irtig ungün­
stig, und wird sich diese Situation aufgrund der zur Zeit niedrigeren Grenzkosten vor allem 
in Frankreich nicht kurzfristig !:indem. Diese Sachlage schließt es nicht aus, daß der gegen­
wtirtig bereits festzustellende Pessimismus unter den Landwirten in diesen Gebieten weiter 
um sich greifen und zu einer umfangreichen Aufgabe von Betrieben führen wird. Anderer­
seits ist es wahrscheini ich, daß die Milchproduktion in Frankreich, da stark auf Ackerfutter­
bau basierend, langfristig nur dann in bisherigem bzw. noch erweitertem Umfang beibehal­
ten wird, wenn sich die Preisrelationen der Agrarprodukte untereinander wesentlich zugunsten 
des Milchpreises verschieben. Unter diesen Bedingungen könnte dann vermutlich auch in den 
deutschen Grünlandgebieten wieder mit wirtschaftlichem Erfolg Milcherzeugung betrieben 
werden, wenn vorher nicht die Produktions- und Verarbeitungskapazit!:iten weitgehend abge­
baut worden w!:iren. Wahrscheini ich ist für die deutschen Grünlandgebiete nur eine Durst-

106 



strecke zu überstehen, deren Lönge allerdings zur Zeit nicht zu übersehen ist. Die skizzier­
ten Zusammenhönge sprechen dafür, die Milcherzeugung und -verarbeitung zumindest in 
einigen der Grünlandgebiete zu erhalten und zu modernisieren. Dazu werden allerdings er­
hebliche Kapitalhilfen erforderlich sein. Diese Hilfen sollten primör auf solche Grünland­
gebiete konzentriert werden, in denen die natürl ichen Verhöltnisse löngerfristig eine haupt­
berufliche Landbewirtschaftung zulassen und in denen die Landwirtschaft noch einen relativ 
hohen Anteil zu der Wirtschaftskraft des Gebietes beisteuert. In solchen Situationen kann 
es durchaus sinnvoll sein, die Modernisierung eines Arbeitsplatzes in der Landwirtschaft auch 
dann noch zu fördern, wenn der Kapitalbedarf und insbesondere der Förderungsaufwand der 
öffentlichen Hand den Kapitalbedarf bzw. den Förderungsaufwand der Bereitstellung eines 
Arbeitsplatzes in der gewerbi ichen Wirtschaft überschreitet. Dieses setzt allerdings voraus, 
daß der Nutzen eines Arbeitsplatzes in der Landwirtschaft in diesen Gebieten im Hinblick 
auf die angestrebte Gesamtversorgung wie auch die Regionalentwicklung auf löngere Sicht 
höher eingeschätzt werden kann als der diesbezügliche Nutzen eines Arbeitsplatzes in der 
gewerblichen Wirtschaft. Ob diese Voraussetzung erfüllt ist, kann nur beurteilt werden, 
wenn Klarheit über die betroffenen Ziele besteht, und wenn entsprechende Kosten- Nutzen­
Kalkulationen und ergänzende Überlegungen angestellt werden. 

4 Zusammenfassende Folgerungen 

Die Abwanderung aus der Landwirtschaft ist die wichtigste Voraussetzung für die Milderung 
der Agrarprobleme in den meisten industrialisierten Ländern. Sie allein führt jedoch nicht 
zu einer Verwirklichung der mit dem Agrarstrukturwandel verfolgten Ziele. Deren Verwirk­
lichung setzt zunächst eine nähere Konkretisierung dieser Ziele voraus. Das betrifft vor allem 
die anzustrebende Gesamtversorgung mit Nahrungsmitteln in der BRD, der EWG und gegebe­
nenfalls in einem größeren Wirtschaftsraum, das betrifft weiterhin die Frage, in welchen Ge­
bieten künftig noch bzw. nicht mehr Agrarproduktion betrieben werden soll (WEINSCHENCK, 
26), und das betrifft insbesondere auch die Frage, in welchen Organisationsformen Agrar­
produktion zukünftig in verschiedenen Gebieten durchgeführt werden soll. Nach der Kon­
kretisierung der Ziele ist die ziel konforme Ausrichtung der verschiedenen bereits angespro­
chenen Maßnahmen erforderl ich (HEIDHUES, 6 und SCHMITT, 21). 

Wichtigstes Mittel zur Beeinflussung von Abwanderung und strukturellen Wandlungen ist zwei­
fellos die Agrarpreispol itik. Jedoch abgesehen davon, daß die Preispol itik außen-, handels-, 
budget- und stabil itätspol itischen Restriktionen unterl iegt, ist sie nur begrenzt dazu geeig­
net, Abwanderung und Strukturwandlungen ziel konform zu steuern. Das betrifft vor allem den 
regionalen und den betriebl ichen Selektionsprozeß. Wird die Preispol itik beispielsweise auf 
die beschleunigte Verdrängung von Grenzstandorten aus der Produktion abgestellt, so gefähr­
det sie die - zumindest zur Zeit - zielkonforme Entwicklung der Agrarstruktur in dem über­
wiegenden Teil der anderen Gebiete. Wird die Preispol itik auf die in der Produktion zu hal­
tenden Problemgebiete abgestellt, so werden an den besseren Standorten hohe Differential­
gewinne erzielt. Verfolgt die Preispolitik das Ziel des beschleunigten Ausscheidens von 
Grenzbetrieben, so gefährdet sie das Wachstum der verbleibenden Betriebe. Wird sie auf 
die Bedürfnisse letzterer abgestellt, so kann sie zu erheblichen Verzögerungen hinsichtlich 
des Ausscheidens von Grenzbetrieben führen. Denn das Preisniveau, das zur beschleunigten 
Verdrängung von Grenzbetrieben erforderl ich ist, liegt deutl ich niedriger - und zwar etwa 
in der Höhe des gegenwärtigen - als das Preisniveau, das ein ausreichendes Wachstum der 
verbleibenden Betriebe sicherstellt, worauf auch die Beispieldaten in Punkt 2.1 hindeuten 
(PLATE und BÖCKENHOFF, 13; WEINSCHENCK, 26). Wird die Abwanderung durch ver­
stärkten Druck auf das reale Agrarpreisniveau forciert, so gefährdet sie über verbreiteten 
Pessimismus und geringe Kapitalbildung die Weiterentwicklung einer vorwiegend auf haupt­
beruf! ich geführten Betrieben gegründeten Agrarstruktur • 
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Da die Preispolitik den verschiedenen mit dem Agrarstrukturwandel verfolgten Zielen nicht 
gleichzeitig optimal dienen kann, bedarf sie der Ergänzung durch bereits erwähnte Iv\aß­
nahmen: Im Hinblick auf das Ausscheiden von Grenzbetrieben durch die UnterstUtzung der 
regionalen Wirtschafts- und Infrastrukturentwicklung, der Förderung von Bildung und Umschu­
lung, der direkten finanziellen Förderung der Betriebsaufgabe sowie insbesondere auch der 
intensiven und sachgerechten Aufklärung der Landwirte uber ihre weiteren Chancen in der 
Landwirtschaft, im Hinblick auf das Ausscheiden von Grenzstandorten der institutionellen 
und materiellen UnterstUtzung von Betriebsaufgabe und alternativer Flächenverwendung und 
im Hinblick auf die Weiterentwicklung von hauptberuflich zu fuhrenden Betrieben und in 
der Agrarproduktion zu haltenden Gebieten durch eine betrieblich und regional differenzier­
te Förderung der betriebl ichen Kapitalbildung. Je weiter die Wirkungen der Preispol itik von 
der Erreichung eines oder mehrerer der angestrebten Ziele wegzufUhren drohen, desto mehr 
mUssen korrigierende, ergänzende Maßnahmen eingreifen. Aus der Sicht der Strukturpol itik 
sollte die Preispolitik jedoch so gestaltet sein, daß sie nicht zu weit von einzelnen Zielen 
wegfUhrt. Denn nicht nur die Preispolitik, sondern auch die ergänzenden Iv\aßnahmen unter­
liegen Restriktionen: Die meisten der genannten Iv\aßnahmen stoßen auf Grenzen in der öf­
fentlichen Finanzierung, die Beratung der Landwirte im Hinblick auf die teilweise oder völ­
lige Aufgabe landwirtschaftlicher Tätigkeit verliert an Wirkung, wenn das Einkommensge­
fälle zu anderen Berufen gering ist, und die Investitionsförderung schließlich ist, wie die 
Vergangenheit gezeigt hat, bei wachsendem Ausmaß mit einer zunehmenden Gefahr der 
Fehllenkung von Kapital verbunden. Angesichts der Restriktionen, denen die Preispolitik 
gegenwärtig unterliegt, sollte man jedoch nicht dabei stehen bleiben, die Grenzen der 
komplementären Iv\aßnahmen zu sehr zu betonen, sondern vielmehr daran arbeiten, diese 
komplementären Iv\aßnahmen weiterzuentwickeln. 

Abwanderung und strukturelle Wandlungen verlaufen bisher relativ unkontroll iert. Eine ein­
gehendere und koordinierte Planung und bewußte Steuerung sind erforderlich. Dazu ist vor 
allem eine eindeutigere Formulierung und Proklamierung der einschlägigen Ziele notwendig. 
Bezüglich der Planung und Gestaltung der Iv\aßnahmen erscheinen insbesondere folgende Ver­
besserungen angebracht: Zunächst ist eine den verschiedenen Zielen besser entsprechende, 
stärkere regionale und betriebl iche Differenzierung der die Preispol itik begleitenden Iv\aßnah­
men zu nennen. Im Hinblick auf die Steuerung der Abwanderung ist ferner eine sachgerechte­
re Aufklärung der Landwirte uber ihre weiteren Chancen in der Landwirtschaft dringend not­
wendig. Dabei ist davon auszugehen, daß die falschen Vorstellungen von heute die Immobi­
litm von morgen bedingen. Denn erfahrungsgemäß scheiden Betriebe umso zögernder aus, je 
mehr sie investiert und Fremdkapital aufgenommen haben. Eine diesbezUglieh intensivere 
Beratung muß sich daher sowohl auf die Verdeutl ichung der Wachstumschancen erstrecken -
und dabei manche bisherige Vorstellung hinsichtl ich des zukUnftig notwendigen Kapazitäts­
bedarfs bei hauptberuflicher Bewirtschaftung kräftig revidieren - als auch neben der sozial­
ökonomisehen besonders die Vermögensberatung auslaufender Betriebe einbeziehen. Weiter­
hin erscheint im Hinbl ick auf die Weiterentwicklung der verbleibenden Betriebe vornehm I ich 
eine bessere Anpassung der Förderung der betrieblichen Kapitalbildung an die Entwicklung 
der Relation der Produkt- zu den Faktorpreisen erforderlich. SchI ießlich bedarf sowohl die 
Kontrolle als auch die im Zeitverlauf notwendige zielkonforme Änderung der die Abwande­
rung und den Strukturwandel steuernden Maßnahmekombination eingehenderer Verlaufsbeo­
bachtungen als bisher, und zwar sowohl auf einzelbetriebl icher als auch auf sektoraler 
Ebene und mit einer den Fragestellungen entsprechenden regionalen Differenzierung. 
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